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Die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
schrieb am 17. Januar 2004: " Struck 
löst Lazarettreserve auf - 40.000 
Betten für Katastrophenfall". Ein 
Schock für jeden engagierten Kata
strophenschützer, der - wie ich - die 
Entwicklung unseres deutschen 
Schutz- und Hilfeleistungssystems 
länger als drei Jahrzehnte lang, vor 
allem nach der Wiedervereinigung 
Deutschlands, im Beruf sowie beruf
lich und ehrenamtlich und als Re
serveoffizier begleitet hat. 

Die Bundeswehr hat sich - auch 
auf Grund staatlicher Sparzwänge -
im vergangenen Jahrzehnt stark ver
ändert. Diese Veränderungen haben 
sich vor allem in ihrer Struktur, ih
rem Auftrag, ihren Einsatzgebieten 
und Standorten, aber auch ihrem 
Ansehen innerhalb der Gesellschaft 
niedergeschlagen. So wird die Bun
deswehr weniger für ihren Einsatz am 
Hindukusch, im Golf von Aden oder 
auf dem Balkan geschätzt-wohl aber 
für das Engagement ihrer Soldaten 
in der Katastrophenhilfe im eigenen 
Land. Vorrangig zu nennen sind hier 
die Hilfeeinsätze bei der Oderflut 1997 
und beim EIbehochwasser 2002. 

Verfassungsrechtlich und auf Grund
lage der für sie geltenden Vorschrif
ten ist die Bundeswehr keine originä
re Katastrophenschutz-Organisation. 
Nach Artikel 35 des Grundgesetzes 
darf sie bei der Bewältigung von Ka
tastrophen ausschließlich Amtshilfe 
leisten, und auch nur dann, wenn ihre 
Ressourcen nicht in der Verteidigung 
eingebunden sind. 

Im Klartext heißt das: Die zustän
dige Katastrophenschutzbehörde 
muss den Einsatz der Bundeswehr 
bei Bedarf anfordern, und sie darf 
dies nur dann tun, wenn die Ressour
cen des zivilen Katastrophenschutzes 
nicht ausreichen, im Einsatz erschöpft 
sind oder aber nicht den Möglichkei
ten der Bundeswehr entsprechen. 

4 

"Neue Reservistenstruktur" 

Eine totale Auflösung der Lazarett
reserve steht zwar - so man Stellung
nahmen aus dem Verteidigungsminis
terium zu benannter Zeitungsmel
dung Glauben schenkt - nicht zur 
Debatte. Aber man kann wohl anneh
men, dass sich hinter der angekün
digten "neuen Reservistenstruktur" 
eine längst bis in alle Einzelheiten 
geplante Verringerung und Verkleine
rung der Kapazitäten verbirgt. Wenn 
es politisch unbestritten ist, dass wir 
in absehbarer Zukunft kein großes 
Heer zur Verteidigung Deutschlands 
mehr brauchen, dann müssen wir es 
auch hinnehmen, dass viele Mitarbei
ter, Waffen und andere Gerätschaf
ten abgeschafft oder stillgelegt wer
den . Das betrifft selbstverständlich 
auch den Sanitätsdienst. 

Die Bundeswehr selbst hat darauf 
hingewiesen, dass zivile Verantwor
tungsträger im Katastrophenfall um 
Hilfe und Unterstützung der Streitkräf
te ersuchen könnten. Daher ist die 
Bundeswehr auch verpflichtet, sich 
in einem gewissem, planbarem Um
fang auf derartige Fälle vorzuberei
ten. Auf Grund der Entwicklungen im 
Zivil- und Katastrophenschutz stellt 
unter anderem die Lazarettreserve 
zwangsläufig ein unverzichtbares 
Stück Katastrophenvorsorge dar, die 
die staatlichen Verantwortungsträger 
aller Ebenen - das gilt auch und ge
rade für den Bundesverteidigungsmi
nister - auch in schadensfreien Zei
ten leisten müssen. 

Laut Verfassung ist der Bund - un
geachtet seiner Ressortzuständigkei
ten - verpflichtet, die Zivilbevölke
rung vor den besonderen Gefahren 
des Krieges zu schützen. Die Gren
zen zwischen innerer und äußerer 
Sicherheit verschwimmen immer 
mehr; auch lässt sich kaum noch eine 
Unterscheidung treffen zwischen Na
turkatastrophen und Katastrophen 

Winfried Glass, Freier Sachverständiger 
für Bevölkerungsschutz, Notfallvorsorge 
und Gefahrenabwehr 

von Menschenhand. Es gibt Konflikt
situationen mit desaströsen Folgen, 
die völkerrechtlich nirgendwo zuge
ordnet werden können. Vor diesem 
Hintergrund ist der Schutz der Zivil
bevölkerung eine grundsätzliche, ge
nerelle Verpflichtung. 

Unüberwindbare Abgrenzungen 
der Zuständigkeiten in den internen 
Verwaltungsstrukturen können als 
Argument nicht herangezogen wer
den . Unsere Gesellschaft und ihre 
Infrastruktur sind in höchstem Maße 
empfindlich und verletzbar. 

Katastrophenvorsorge als Quer
schnittsaufgabe aller beteiligten Res
sorts muss unbedingten Vorrang ha
ben! Dabei muss auch die Bundes
wehr bis an die Grenzen des verfas
sungsmäßig Zulässigen eingebunden 
und verpflichtet sein. 

Winfried Glass • 
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Lazarett 
ZI 

Hintergrundbericht von Winfried Glass, Meckenheim 

Der Bundesinnenminister hat Mitte 
der 90-er Jahre die zivilen Hilfskran
kenhäuser ersatzlos aufgelöst und 
die Hilfszugvereinbarung mit dem 
Deutschen Roten Kreuz beendet. 
Man verließ sich darauf, dass die 
Bundeswehr mit mehr als 30.000 
Betten einspringen könnte. Dies ist 
in Zeiten des bedenklichen wirt
schaftlichen Zustandes unseres Ge
sundheitswesens und dem Abbau 
der Bettenkapazitäten in den Kran
kenhäusern von besonderer Bedeu
tung. 

Um die Reservelazarettorganisati
on (ResLazOrg) zuverlässig verfügbar 
zu machen, hat der Sanitätsdienst der 
Bundeswehr in den vergangenen 15 
Jahren eine einzigartige und beispiel
hafte Form der zivil-militärischen Zu
sammenarbeit aufgebaut. Die Reser
ve lazarette wurden jeweils einem zi
vilen Patenkrankenhaus vertraglich 
zugeordnet. Die Ärzte und das medi
zinische Hilfspersonal verstärken in 
den Zivilkrankenhäusern deren Kapa
zität im Einsatzfall, ohne dass sich die 
militärischen und zivilen Bedarfsträ
ger gegenseitig das wertvolle Fach
personal wegschnappen. Das ist eine 
überzeugende Lösung, mit der man 
meinte, den Wegfall der zivilen Hilfs
krankenhäuser adäquat begründen zu 
können. Daher gilt die generelle For
derung, dass jegliche Veränderung 
in der Lazarettorganisation nicht nur 
auf der Ebene der Organisatoren und 
der betriebswirtschaftlichen Handha
bung, sondern schon auf der Ebene 
der Politik und der ressortübergrei
fend gegebenen volkswirtschaftli
chen Verantwortung bemessen wer
den muss. 

Das BMVg sagt dazu: "In der Res
LazOrg der Bundeswehr sind derzeit 
insgesamt ca. 19.500 Reservisten und 
ca.14.700 Personen ziviles Personal 
eingeplant. Von den militärischen 
Dienstposten entfallen ca . 5.900 
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Dienstposten auf Sanitätsoffiziere 
Arzt. Die 56 Reserve-Lazarettgruppen 
(ResLazGrp) beinhalten 280 Lazaret
te mit einer Gesamtkapazität von ca . 
28.000 Betten, die bei besonderem 
Bedarf auf ca. 56.000 Betten anwach
sen könnten. In die ResLazGrp sind 
392 OP-Elemente integriert. Wert der 
Ausrüstung 90 Millionen Euro, jährli 
che Kosten für die ResLazGrp 130.000 
Euro." 

Was hat der Verteidigungs
minister wirklich vor? 

Das BMVg teilte auf Anfrage der 
NOTFALLVORSORGE mit: "In den 
Verteidigungspolitischen Richtlinien 
vom 21 . Mai 2003 hat der Verteidi
gungsminister den Schutz Deutsch
lands und seiner Bürgerinnen und 
Bürger als Teil der nationalen Sicher
heitskonzeption festgeschrieben . Aus 
dieser Vorgabe leitet der Sanitäts
dienst die Notwendigkeit ab, Teilfä
higkeiten der ResLazGrp, die neben 
den aktiven Sanitätstruppenteilen 
dem Schutz der Bevölkerung dienen 
können (zum Beispiel die so genann
ten Verstärkungsgruppen "Klinik"), in 
eine neue Reservistenstruktur zu über
führen. Der Zentrale Sanitätsdienst 
der Bundeswehr wird auch weiterhin 
(nach der Auflösung der ResLazOrg) 
über aktive und nicht-aktive Kräfte 
verfügen, die auf Ersuchen ziviler 
Verantwortungsträger in Bund und 
Ländern subsidiär bei der Katastro
phenhilfe eingesetzt werden können." 

Das Bundesministerium des Innern 
hat die Veränderungsabsichten des 
Verteidigungsministers zwar zur 
Kenntnis genommen, sieht aber we
der ein vordringliches noch ein 
besonders wesentliches Problem da
rin. In einer Arbeitsgruppe will man 
die sich ergebenden Fragen noch in 
diesem Jahr aufgreifen . 

Das BMVg begründet Einschrän
kungen seiner Vorhaltemöglichkeiten 

nhäuser 

einer Lazarettorganisation zur Vorsor
ge für zivile Zwecke wie folgt : 

"Bei der ResLazOrg handelt es sich 
um so genannte " nicht aktive Struk
turen" (kein aktives Personal) und für 
den Verteidigungsfall bevorratetes 
Material. Die Bevorratung für Groß
ereignisse ist nicht sinnvoll. Bei gege
benenfalls notwendiger Unterstüt
zung wird, wo immer möglich, auf 
aktive Strukturen zurückgegriffen ." 

Hierzu dient als Beispiel die Fuß
ballweltmeisterschaft als potenzielle 
Möglichkeit eines Massenanfalls von 
Verletzten oder eines Katastrophen
geschehens. Eine solche Großveran
staltung wäre kein Grund für einen 
Arbeitgeber, einen Reservisten zur 
möglicherweise nur präventiven 
Dienstleistung vom zivilen Arbeits
platz freizustellen . Unter dem Ge
sichtspunkt der weggefallenen zivi
len Hilfskrankenhäuser und dem Ab
bau ziviler Krankenhauskapazitäten 
müssen für solche Grenzfälle Lage
beurteilungen und sich daraus erge
bende konkrete Planungen und Auf
träge an die Wirtschaft und geeigne
te Dienstleistungsbetriebe erfolgen. 

Die Bundeswehr beschränkt sich 
auf den Einsatz ihrer Lazarettorgani
sation im verfassungsmäßig be 
stimmten Verteidigungsfall, bei sons
tigen Krisenfällen, in Fällen schwer
wiegender Terroristentätigkeit (be
sonders unter dem Eindruck des Ter
rors vom 11 . September 2001 in den 
USA und allen Folgeereignissen) und 
im oben genannten Fall der Amtshil 
feverpflichtung nach Art. 35 GG. 

Offensichtlich werden die Akti 
vitäten der Bundeswehr in Sachen 
Katastrophenschutz seitens des 
Bundesinnenministers Otto Schily 
so ernst genommen, dass die Ent
scheidung noch einmal überdacht 
werden soll. Ist das nicht bereits 
ein Fortschritt? Wir werden Sie auf 
dem Laufenden halten! 
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Ein halbes Jahr~ 

von Dieter Franke, Bad Neuenahr-Ahrweiler 

Fünf Jahrzehnte bundeseigener Ausbildung im Bevölkerungsschutz sind 
ein großes Fest wert. Am 8. Dezember 2003 wurde in Bad Neuenahr-Ahr
weiler das 50-jährige Bestehen der Akademie für Krisenmanagement, Not
fal/planung und Zivilschutz gefeiert. 

Die Geschichte der AKNZ begann 
1953 in den Mauern des Klosters 
Marienthai mit der Gründung der 
Schule des Technischen Hilfswerks. 
Vom westlichen Rand der Kreisstadt 
zog die Schule später zum heutigen 
Standort in den Weinbergen etwas 
oberhalb von Bad Neuenahr-Ahrwei
ler. In ihrer heutigen Form ist die 
AKNZ unmittelbare Nachfolgerin der 
Akademie für zivile Verteidigung, der 
Katastrophenschutzschule des Bun
des und der Bundesschule des Bun
desverbandes für den Selbstschutz. 
Ihren weiteren Weg beschreibt Otto 
Schily als oberster Dienstherr in sei
nem Vorwort zur Festschrift folgen
dermaßen: "Unser Ziel ist es, die 
Akademie zu einem Kompetenzzen
trum für das gemeinsame Krisenma
nagement von Bund und Ländern, zu 
einem Forum für den wissenschaftli
chen Austausch sowie zu einer Be
gegnungsstätte und Ideen-Börse für 
Experten aus dem In- und Ausland 
auszubauen. " 

Zahlreiche Gäste 
in Ahrweiler 

In seiner Eröffnungsrede sagte Dr. 
Jürgen Hensen, dass auf Dauer nur 
ein gutes Bildungsniveau ein hohes 
Leistungsniveau der Einsatz-, Fach
und Führungskräfte gewährleisten 
könne . Nach einem Rückblick auf die 
wechselvolle Geschichte der Ausbil 
dung in Bundeshand betonte er: 

te gebunden ist, sondern eine Dau
eraufgabe darstellt, die permanent 
auf neue Herausforderungen einge
stellt sein muss." Das Bundesminis
terium des Innern hat in diesem Sin
ne die Zentralstelle für Zivilschutz 
sowie die zugehörige Akademie für 
Krisenmanagement, Notfallplanung 
und Zivilschutz durch das Bundesver
waltungsamt ausbauen und weiter
entwickeln lassen. Die neue Strate
gie für den Schutz der Bevölkerung 
in Deutschland, auf die sich Bund und 
Länder geeinigt haben, ordnet eben
falls der AKNZ eine zentrale Bedeu
tung zu. 

Entwicklungsschwerpunkte 
der AKNZ 

Dr. Jürgen Hensen führte die zu
künftigen Arbeitsschwerpunkte der 
AKNZ auf: 

• Auf hoher administrativer und 
politischer Ebene finden an und im 
Umfeld der Akademie Dialoge statt, 
die den für den Zivil- und Katastro
phenschutz verantwortlichen Funkti
onsträgern helfen sollen, Entschei
dungsprozesse in Krisensituationen 
zu optimieren - diese Gespräche sol
len intensiviert werden. 

• Die Aus- und Fortbildung in der 
zivil-militärischen Zusammenarbeit 
für das In- und Ausland, die auf der 
Grundlage einer interministeriellen 
Vereinbarung gemeinsam für Ange
hörige der Bundeswehr und zivile 
Bedarfsträger seit einem Jahr an der 
AKNZ etabliert ist, soll weiter ausge
baut werden. 

"Allerdings ist uns inzwischen in be
sonderer Weise bewusst, dass Bevöl
kerungsschutz nicht an Zeitabschnit-

Dr. Jürgen Hensen (links), Präsident des Bundesverwaltungsamtes, und Dietrich Läpke, 
Leiter der AKNZ 
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Lindert 

• Es startet eine Bildungsoffensi
ve im Bevölkerungsschutz mit neu
em Oualitätsniveau: Die Komplexität 
von Katastrophenvorsorge und Ka
tastrophenmanagement erfordert 
eine verstärkte Einbeziehung wissen
schaftlicher Kenntnisse mit der Mög
lichkeit der akademischen Oualifizie
rung. Die Zusammenarbeit, wie sie 
zwischen der AKNZ und der Univer
sität Bonn begonnen hat, ist als ers
ter Schritt anzusehen. 

• Die internationale Zusammenar
beit wird immer bedeutsamer . Die 
Europäische Kommission, die Mit
gliedstaaten der EU und die NATO 
haben die AKNZ bereits als internati
onale Begegnungsstätte für Work
shops, Tagungen und Kongresse ent
deckt. Dieser integrierenden Aufga
be muss sich die AKNZ auch zu
künftig widmen. 

Kooperation 
mit den Ländern 

Als Vertreter der Länder lobte Dr. 
Wolf-Dieter Remmele in seinem Gruß
wort die bewährte Kooperation: "Die 
Länder arbeiten mit der AKNZ in viel
fältigerWeise zusammen. Uns eint das 
Ziel, die bestmöglichen Lösungen für 
die zivile Notfallvorsorge zu finden und 
den Verantwortlichen in Behörden 
und Organisationen die bestmögliche 
Ausbildung anzubieten ." 

Außerdem hob er ihre Mittlerfunk
tion sowie ihre Rolle als Stätte der 
Begegnung und des Kontakts zwi
schen den Dienststellen des Bundes, 
den Ländern und Kommunen, den 
Hilfsorganisationen, den Feuerweh
ren, dem THW, den Polizeien und der 
Bundeswehr hervor. Notwendig für 
die Bewältigung der Aufgaben sei, so 
Remmele weiter, eine enge Abstim
mung mit den Ländern bei der Fest
legung der Ausbildungsinhalte und 
-themen. 

Notfallvorsorge 1/2004 
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Als aktuelles Beispiel für die kon
struktive Zusammenarbeit im Zivil
und Katastrophenschutz kann die in 
der Entwicklung befindliche Übungs
serie angesehen werden . Deren In
halt ist die Bewältigung großräumi
ger Schadensszenarien, wobei die 
Zusammenarbeit der Länder unter
einander sowie mit dem Bund ge
probt werden soll. Die Verzahnung 
der Hilfsinstrumente des Bundes und 
der Länder zeigt sich derzeit unter an
derem im Gemeinsamen Melde- und 
Lagezentrum von Bund und Ländern 
(GMLZ) sowie dem auf dem Internet 
basierenden deutschen Notfallvor
sorge-Informationssystem (deNIS) . 

Auch nach Ereignissen, vergleich
bar denen, die die USA am 11. Sep
tember 2001 erleben mussten, wür
den in Deutschland die Länder die 
Hauptlast der Schadensbewältigung 
tragen. Allerdings kommt dabei ei 
ner Länder übergreifenden Koordina
tion eine besondere Bedeutung zu. 

Zusammenarbeit zwischen 
staatlichen und nicht
staatl ichen Organisationen 

Unzählige ehren- und hauptamtli 
che Mitarbeiter aus den Hilfsorgani
sationen nutzten die Aus- und Fort
bildungsangebote der AKNZ und er
weiterten so ihre Kenntnisse über den 
organisationseigenen Tellerrand hi
naus. Unter dem Gesichtspunkt der 
gemeinsamen Bewältigung der staat
lichen Aufgaben des Bevölkerungs
schutzes kommt diesem integrieren
den Konzept herausragende Bedeu
tung zu. Zudem ist die Fokussierung 
auf eine bundesweit einheitliche Aus
richtung der Führungssystematik von 
besonderem Wert. General a.D. von 
Kirchbach stellte als Präsident der 
Johanniter-Unfall-Hilfe und Sprecher 
für die Hilfsorganisationen den Bei
trag der ehrenamtlichen Helferinnen 

Der Parlamentarische Staatssekretär Fritz 
Rudolf Körper 

und Helfer heraus. Er konstatierte, 
dass das System des Bevölkerungs
schutzes trotz seiner häufig kompl i
ziert anmutenden Zuständigkeitsver
teilung seine Effektivität immer wie
der unter Beweis gestellt habe. "Nie
mand sollte unterschätzen, welch rie
sigen Beitrag die Hilfsorganisationen 
mit ihren vielen Tausend ehrenamtli 
chen Helfern, und zwar mit Helfern 
in festen Strukturen und mit Spezial
fähigkeiten , in unser Gesamtsystem 
einbringen." 

Neben einer soliden Aus- und Wei 
terbildung stellt die frühzeitige Betei
ligung der maßgebl ichen Mitspieler 
in diesem Gesamtsystem die Umsetz
barkeit der Planungen sicher. Das er
fordert einen intensiven Erfahrungs
austausch zwischen Bund, Ländern 
und Organisationen. 

Von Kirchbach ging auch auf die 
Freistellung vom Wehrdienst ein . In 
der Vergangenheit waren die wehr
pflichtigen jungen Männer, die sich 
verpflichteten, im Katastrophen 
schutz tätig zu werden , um vom 
Wehrdienst freigestellt zu werden , 
eine fest zu kalkulierende Größe für 
die Hilfsorganisationen, die Feuer- ~ 
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wehren und das Technische Hilfs
werk. Nicht selten traten diese den 
Organisationen bei und engagierten 
sich dort für mehrere Jahre. Dieses 
System der "kommunizierenden Röh
ren" zwischen Wehrdienst und Frei 
stellung, wie von Kirchbach es be
schrieb, wurde durch die Verkürzung 
des Wehrdienstes einerseits sowie 
die immer geringer werdende Quote 
der zum Wehrdienst einberufenen 
Männer andererseits destabilisiert. 
Damit droht ein wesentliches Ele
ment im Helferpotenzial wegzubre
chen . Von Kirchbach mahnte daher 
an, frühzeitig an der Entwicklung von 
Alternativen und dabei insbesondere 
an Möglichkeiten zur Stärkung des 
Ehrenamtes zu arbeiten . 

Neue Ereignisse -
neue Herausforderungen 

Der Parlamentarische Staatssekre
tär Franz Rudolf Körper ging in sei 
ner Festrede auf die Geschichte der 
heutigen Akademie für Krisenma
nagement, Notfallplanung und Zivil 
schutz ein. Dabei zeigte er Verknüp
fungen zwischen der sicherheitspoli
tischen Lage in Europa und dem 
Ausbau des Zivilschutzes auf. Dabei 
seien Ende der BO-er Jahre ange
sichts des Wegfalls der Grenzen in 
Deutschland und des Aufbrechens 
der Machtblöcke durchaus Formfeh
ler passiert, da die Reformen zu sehr 
auf den Verteidigungsfall fixiert wa
ren . Heute, so stellte Körper fest, kon
zentriere man sich auf ein "übergrei
fendes sicherheitspolitisches Kon
zept, das auf Bedrohungs-, Risiko
und Gefährdungsanalysen aufbaut, 
das die heutige und künftige multi
polare Welt im Blick hat." Dazu ge
hört, Gefahren aus dem internatio
nalen Terrorismus zu berücksichti
gen, aber auch jene Risiken, die sich 
aus der Zunahme von schweren Na
turereignissen mit katastrophalen 
Auswirkungen ergeben. 

"Neue Ereignisse bringen neue 
Herausforderungen", betonte Kör
per; und diese seien zeitspezifischen 
Wandlungen unterworfen . So hätten 
die internationalen wie die nationa
len Ereignisse der vergangenen Jah
re verschiedene Problemfelder deut-
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lich werden lassen, an denen noch 
gearbeitet werden müsse. Kommu
nikation und Koordinierung im Ein
satz bedürfen der permanenten Wei
terentwicklung . Dabei kommt der 
ganzheitlichen und einheitlichen Aus
und Fortbildung wesentliche Bedeu
tung zu . Diese Lehre konnten Staat 
und die den Katastrophenschutz tra
genden Organisationen bereits aus 
den Waldbränden des Jahres 1975 
ziehen; gleiches gilt für die Hochwas
serkatastrophen an Oder und Eibe. 
Voraussetzung aber, so fuhr Körper 
fort, "ist eine umfangreiche Selbst
schutz-, Selbsthilfe- und Erste-Hilfe
Fähigkeit der Bevölkerung!" 

Der Mensch steht 
im Mittelpunkt 

Neben dem notwendigen Material 
ist der Faktor Mensch der wichtigste 
Baustein insbesondere im deutschen 
System es Zivil- und Katastrophen
schutzes. Dies gilt für Vorsorge und 
Einsatz gleichermaßen . "Rückgrat 
und Basis zugleich ist das ehrenamt
liche Engagement auch gerade vie
ler junger Menschen," hob Körper 
hervor. Allerdings müssten diese 
Ressourcen, die menschlichen wie 
die materiellen, intelligent eingesetzt 
und effizient gemanagt werden. Dies 
setzt professionelles Gefahren- und 
Krisenmanagement der Entschei
dungsträger voraus. Hier stellte Kör
per einen Nachholbedarffest den die 
AKNZ jedoch gut leisten könne. 

Die zukünftigen Aufgaben der 
AKNZ sieht Körper, wie es auch Bun
desinnenminister Schily in seinem 
Grußwort zur Festschrift formulierte, 
über die einer bloßen Aus- und Fort
bildungseinrichtung hinausgehend. 
"Die AKNZ ist keineswegs nur Aka
demie des Bundes oder Akademie für 
den Bund. Sie ist auch und zuneh
mend Service- und Dienstleistungs
angebot für die Länder." Dem Bund 
stellt sich daher die Frage, "ob wir 
nicht diese Akademie irgendwann zu 
einer gemeinsamen Akademie des 
Bundes und der Länder weiterentwi 
ckeln". Als Beispiel führte der Staats
sekretär die Polizeiführungsakademie 
in Münster-Hiltrup an. Er ließ aber 
auch Raum für andere Alternativen, 

welche die gemeinsame Verantwor
tung von Bund und Ländern zum Aus
druck brächten. Hier wie auch im 
Gesamtsystem des Zivil - und Kata
strophenschutzes soll "gemeinsame 
Verantwortung nicht im Sinne von 
neuen Zuständigkeiten" verstanden 
werden, "sondern ganz pragmatisch 
im Sinne eines partnerschaftlichen 
Zusammenwirkens über föderale 
Grenzen hinweg." 

Neue Strategie zum 
Bevölkerungsschutz 

Wie seine Vorredner nahm auch 
Körper Bezug auf die neue Strategie 
zum Schutz der Bevölkerung in 
Deutschland, wie sie von der Innen
ministerkonferenz im Juni 2002 be
schlossen wurde . Der Ausgewogen
heit zwischen den dezentralen Kom
petenzen der Länder und ihren Orga
nisationen auf Ortsebene einerseits 
und den Bedürfnissen nach Koordi
nierung im Hinblick auf spezifische 
Schadenslagen andererseits ist be
sonders Rechnung zu tragen. Dieser 
Koordinierung kommt der Bund 
durch das gemeinsame Melde- und 
Lagezentrum sowie durch das deut
sche Notfallvorsorge-Informations
system nach. Allerdings erinnerte 
Körper in diesem Zusammenhang 
daran, dass derartige Projekte ihre 
Ziele nur dann erreichen können, 
wenn sie als permanente Aufgabe 
von allen Bedarfsträgern gepflegt 
werden. 

Abschließend wies Körper auf den 
wenige Tage zuvor gefassten Kabi
nettsbeschluss zur Gründung eines 
Bundesamtes für Katastrophenhilfe 
und Bevölkerungsschutz hin. Dies sei 
zu sehen als konsequente Fortset
zung des durch die neue Strategie 
eingeschlagenen Weges. "Mit dem 
neuen Amt wird ein politisches Zei
chen gesetzt für die Bedeutung des 
Bevölkerungsschutzes im System der 
zivilen Sicherheitsvorsorge des Staa
tes." Dabei wird die AKNZ als Kom
petenzzentrum für das Bund-Länder
Krisenmanagement und als Forum für 
den wissenschaftlichen Austausch 
zwischen Experten aus dem In- und 
Ausland auch weiterhin eine heraus
ragende Stellung einnehmen. • 
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Zivile Siehe hitsvors ge d 
. I utsc an : 

Strategien und Umsetzung 

von Dieter Franke, Bad Neuenahr-Ahrwei/er 

Im Zuge Feierlichkeiten an lässlich ihres 50-jährigen Bestehen veranstalte
te die Akademie für Krisenmanagement, Notfallplanung und Zivilschutz 
(AKNZ) im vergangenen Dezember einen zweitägigen "Fachkongress zu 
dem Thema "Zivile Sicherheitsvorsorge in Deutschland - Strategien und 
Umsetzung". Mehr als 450 Teilnehmer aus allen Bereichen der Sicherheits
vorsorge hatten sich eingefunden. So waren hochkarätige Vertreter aus 
Politik und Verwaltung ebenso vertreten wie Repräsentanten von Feuer
wehr, Hilfsorganisationen und Technischem Hilfswerk. Auch Bundeswehr, 
Bundesgrenzschutz und Polizei nahmen an der Veranstaltung teil. 

Von links : Michael Brown, Dietrich Läpke, Franz Rudolf Körper, Dr. Jürgen Hensen, 
Prof. Dr. Lars Clausen, Dr. Remmele 

Zur Einleitung hielten Prof. Dr. Lars 
Clausen, Vorsitzender der Schutzkom
mission beim Bundesminister des 
Innern, sowie Prof. Dr. Wolfgang Krö
ger von der Eidgenössischen Techni
schen Hochschule in Zürich je einen 
Grundsatzvortrag . Im Anschluss dar
an wurde in drei Foren unter den Ti 
teln "Krisenmanagement", "Notfall
planung" sowie "Zivil- und Katastro
phenschutz" fachspezifisch referiert 
und diskutiert. Einer Zusammenfas
sung der Ergebnisse im Plenum folg
te abschließend ein Vortrag von Mi-
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chael Brown, dem Under Secretary 
for Emergency Preparedness and Re
sponse des U.S. Department of Home
land Security. 

Von der Radikalität 
des Wandels 

Prof. Dr. Lars Clausen, der über 
"Mögliche Gefahren für die Bevölke
rung bei Katastrophen und Krisen" 
sprach, charakterisierte zu Beginn die 
Aufgaben der AKNZ und damit auch 
die Gefahren der Bevölkerung mit 

den sechs ersten Buchstaben des Al 
phabets. Dabei steht A für Atomar, B 
tür Biologisch, C für Chemisch, D für 
Datennetz, E für Elektromagnetisch 
und F tür Feuerwehraufgaben . Es sei 
notwendig, den Blick auf die globale 
Ebene zu erweitern, betonte Clausen . 
Die Katastrophe gehöre aus Sicht des 
Soziologen zum Normalen; sie sei 
eine Form des Wandels, der dem Le
ben immanent ist. Das mache den 
Menschen jedoch keinesfalls zu ei 
nem hilflosen Subjekt innerhalb die
ses Wandels . Nicht nur, dass jede 
Veränderung gewohnte und einge
übte Abläufe stören kann ; ein solcher 
Wandel kann mit ungeahnter Radika
lität über die Menschen hereinbre
chen. Daraus leitete Clausen drei For
derungen ab, mit der der Katastro
phe begegnet werden sollte. 

• Implementierung eines interdis
ziplinären Studienganges für Kata
strophenschützer bezüglich Präven
tion, Management und Evaluation : 
Katastrophen können so gravieren
de Eingriffe in die Gesellschaft dar
stellen, dass es dringend einer Auf
wertung derer bedarf, die hier Ver
antwortung tragen . Ein zertifizierter 
(Aufbau-)Studiengang mit soziologi 
schem Schwerpunkt bietet sich an. 
Ein erster Schritt in diese Richtung 
ist die Kooperation der AKNZ mit der 
Universität Bonn: Ein neuer Master
studiengang beginnt im Winterse
mester 2004/05. 

• Bessere Bildung als Vorausset
zung für Selbsthilfe: Das Verständ
nis für Abläufe und Zusammenhän
ge soll helfen, dass staatliche Maß
nahmen auf der unabdingbaren 
Selbsthilfe des Einzelnen aufbauen 
können. 

• Vorbildlich handelnde Eliten : 
Eliten - damit sind Politik und Wis
senschaft gemeint. Sie müssen ih
re Aussagen dokumentieren, damit 
ihr Wahrheitsgehalt geprüft werden 
kann. ~ 
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Neue Risiken 
in der Gesellschaft 

Prof. Dr. Wolfgang Kröger referier
te anschließend zum Thema "Gefähr
dungen und Risiken eines modernen 
Industriestaates". Folgende Faktoren 
lassen eine Veränderung der Risiko
landschaft erkennen : die Zunahme 
der Vernetzung , die zur Aufhebung 
tradierter Grenzen führt; das Wachs
tum einer immer älter werdenden Be
völkerung ; die Veränderung des Welt
klimas und die Wasser- und Energie
verknappung . Studien bezüglich Ri 
sikoszenarien prognostizieren einen 
Rückgang technologischer Gefahren. 
Deshalb, betonte Kröger, könne man 
sich jedoch nicht beruhigt zurückleh
nen : An die Stelle der technologi 
schen Gefahren rückten neue soziale 
und gesellschaftliche Risiken . 

Die klassische Risikodefinition, bei 
der das Produkt aus Schadenswahr
scheinlichkeit und Schadensumfang 
gebildet wird, ist gerade für die zu
künftigen Gefahren nicht mehr aus
sagekräftig genug . Der Mensch mit 
seiner subjektiven Risikowahrneh
mung und mit kulturell geprägten so
zialen Standards findet darin keine 
Berücksichtigung. Andere Ansätze, 
die die Verletzbarkeit einer Nation un
tersuchen, scheinen tragfähiger zu 
sein. 

Krisenmanagement 
in der Krise 

Unter dem Stichwort "Krisenma
nagement" trafen sich Referenten aus 
der Schweiz, den Niederlanden, aus 
Deutschland und von der Europäi
schen Kommission . Dr. Kai Hirsch
mann, stellvertretender Direktor des 
Institutes für Terrorismusforschung 
und Sicherheitspolitik, untersuchte 
die AI -Quaida-Ideologie und zeigte 
unser unzulängliches Verstehen die
ser Geisteshaltung auf. Im Unter
schied zu früheren Terrororganisati 
onen handelt es sich nicht um eine 
hierarchisch geführte Gruppe. Statt
dessen verfolgen einzelne Splitter
gruppen weitgehend unabhängig die 
der Ideologie zugrunde liegenden 
Ziele . Hirschmann forderte, das Pro
blembewusstsein für dieses Phäno
men zu stärken . 
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Technologie und 
Klimawandel 

Als weiteren Schwachpunkt in der 
Prävention machte Prof. Dr. Hartmut 
GraßI vom Max-Planck-Institutfür Me
teorologie die unzureichende Betrach
tung der Zusammenhänge zwischen 
technologischer Entwicklung und Kli
mawandel aus. GraßI sagte, dass man 
extrem lange Zeiträume betrachten 
müsse, um valide Aussagen machen 
zu können, die auch in die Zukunft 
reichen könnten. Das sei vernachläs
sigt worden. Oft galt bei-spielsweise 
nur das letzte Hochwasser als Maß
stab für die Deichhöhe der nächsten 
Jahre - eigentlich müssten die Was
serstände der vergangenen 100 Jah
re zu Grunde gelegt werden. 

Neben diesen ursachen bezogenen 
Aspekten des Krisenmanagements 
spielt die Frage ihres Stellenwerts in
nerhalb der zuständigen Behörde 
eine entscheidende Rolle. Vorbild 
funktion in der Führung, klare Struk
turen und konsequente Umsetzung 
der Entscheidungen kennzeichnen 
ein professionelles Management. 
Prof. Dr. Laurent Carrel ist in der 
Schweiz für eine stringente Führungs
philosophie verantwortlich, zu der 
auch regelmäßige Übungen gehören. 
Unter dem Thema "Führung in der 

Krise ist Chefsache - die Krisenvor
bereitung auch" nannte er Eigen
schaften, die ein "Leader" haben 
müsse. Neben der Bereitschaft, Ver
antwortung zu übernehmen, Ent
scheidungen zu treffen und diese 
auch umzusetzen, gehören nach Car
rel auch Sensibilität für die Belange 
der Mitarbeiter und die Fähigkeit zum 
Lernen und Motivieren hinzu. 

Die Notwendigkeit von Übungen, 
die Carrel betonte, bestätigte auch 
Dick Fundter. Fundter organisiert 
Übungen in den Niederlanden. Einen 
Mangel sowohl an Koordination als 
auch an Kommunikation führte Dr. 
Horst Miska als Grund und Notwen
digkeit für das von der Europäischen 
Kommission initiierte Gemeinschafts
verfahren an. Die bisherigen Erfah
rungen mit dem Brüsseler Monito
ring and Information Centre (MIC) , 
wo er tätig ist, bestätigen, dass klein 
staatliches Denken in einer vernetz
ten Welt keine Existenzberechtigung 
mehr hat. 

Hans-Joachim KnölI, Abteilungs
leiter im brandenburgischen Finanz
ministerium, war früher als Abtei 
lungsleiter im Innenministerium des 
Bundeslandes unter anderem für 
Brand- und Katastrophenschutz ver
antwortlich. Knöll betonte die Not
wendigkeit der Investition in die Not-
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fallvorsorge, um größere und damit 
kostenträchtigere Schäden zu ver
meiden. 

Was im internationalen Rahmen 
gilt, muss im nationalen Rahmen sei
ne Basis haben. Die zukünftige Aus
prägung der zivil-militärischen Zu
sammenarbeit kann sich nicht, so 
Brigadegeneral Thomas Wollny, dar
auf beschränken, im Einzelfall Unter
stützung anzufordern. Sie muss viel
mehr bereits mit der Risikoanalyse 
beginnen und in der koordinierenden 
Planung fortgesetzt werden. Dies be
deutet auch, dass Bund-länder-Koo
peration im Sinne des Beschlusses 
der Innenministerkonferenz 2002 um
gesetzt werden muss. Die neuen Ri
siken und Gefährdungen sowie Na
turkatastrophen von nationalem Aus
maß differenzieren ebenso wenig wie 
die früher als Maß genommene mili
tärische Bedrohung nach territoria
len Grenzen. 

Anfällige Infrastrukturen 
Beim Thema "Notfallplanung" galt 

der Blick primär den kritischen Infra
strukturen . Zu ihnen zählt man "Or
ganisationen und Einrichtungen mit 
wichtiger Bedeutung für das staatli 
che Gemeinwesen, bei deren Ausfall 
oder Beeinträchtigung nachhaltig wir
kende Versorgungsengpässe, erheb
liche Störungen der öffentlichen Si
cherheit oder andere dramatische 
Folgen eintreten würden. Das sind 
neben der Energiewirtschaft vor al
lem die Informationstechnik, das Fi
nanz- und Geldwesen und der Trans
port- und Verkehrssektor . Sie alle 
zeichnen sich durch tiefgreifende 
Vernetzung und Abhängigkeit bei 
gleichzeitiger ho her Verletzlichkeit 
aus. Fehlende Risikoanalysen, gerin
ge Sensibilität und unzureichende 
Risikokommunikation tragen zur po
tenziellen Anfälligkeit bei. 

Dr. Jürgen Malley vom Bundes
kriminalamt warf - angesichts der 
technischen Komplexität, der Ge
schwindigkeit der Fortentwicklung 
und der verteilten Verantwortlichkei
ten - die Frage nach der Sinnhaftig
keit und Umsetzbarkeit detaillierter 
behördlicher Kataloge für Schutz
maßnahmen auf. Schutzkonzepte 
bedürfen klarer Zielvorgaben, aber 
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auch einer Überprüfung ihrer Wirk
samkeit, quasi eines "Kritik-TÜVs" . 
Jürgen Ertmer vom Verband der 
Elektrizitätswirtschaft nahm diese 
Überlegungen auf. Am Beispiel der 
Energieversorgung zeichnete er das 
Bild eines komplexen Systems, das 
keine pauschalen Aussagen zulässt. 
Welche Kriterien muss ein solches 
System aufweisen, um als zuverläs
sig definiert werden zu können? Wei
cher Ausfall von Größe, Nachhaltig
keit oder Häufigkeit ist tolerierbar? 
Wie kann Zuverlässigkeit in einem 
Netzteil gemessen werden? 

Kooperationsnetzwerke 
schaffen! 

Was für die Energieversorgung 
gilt, hat gleiche Bedeutung in den In
formations- und Kommunikationsnet
zen. Joachim Weber, Mitarbeiter des 
Bundesamtes für Sicherheit in der 
Informationstechnik, prognostizierte 
eine Zunahme großflächiger Ausfäl
le. Um diesen vorzubeugen, seien 
neben einem nationalen Plan zum 
Schutz kritischer Infrastrukturen vor 
allem Kooperationsnetzwerke von 
Wirtschaft und Verwaltung und inter
nationale Zusammenarbeit erforder
lich . Objektbezogene technische und 
bauliche Vorkehrungen müssten 
ebenso wie Redundanzen und Not
versorgungseinrichtungen, aber auch 
das in diesen Bereichen beschäftigte 
Personal regelmäßig kontrolliert wer
den . Insgesamt gelten in der Notfall
planung die gleichen Forderungen 
wie in der zivilen Sicherheitsvorsor
ge: 

• konsequente Risikoanalyse; 
• die Definition von Schutzzielen; 
• abgestufte Umsetzung je nach 

Bedeutung des Einzelnen für das Ge
samtsystem. 

Probleme der Gesundheitsvorsor
ge innerhalb der Notfallplanung ana
lysierte Dr. Johann Wilhelm Weid
ringer, ärztlicher Geschäftsführer der 
landesärztekammer Bayern. Die kos
tenorientierte Ausrichtung des Ge
sundheitssystems hat dem Beruf des 
Arztes einen Teil seiner Attraktivität 
genommen. Ferner wurden Bevorra
tungen sowohl bei den Krankenhaus
betten als auch beim (Verbrauchs-)Ma
terial deutlich reduziert, so dass grö-

ßeren Notfällen nicht mehr mit den 
gewohnten Reserven begegnet wer
den kann. Neben einer Intensivierung 
der Selbstschutz-Ausbildung forder
te Weidringer eine Sicherstellung der 
medizinischen Versorgungskapazitä
ten durch eine adäquate Sanitätsma
terial - und Arzneimittelbevorratung 
sowie eine Erweiterung der Kranken
hauskapazitäten . Er verwies in die
sem Zusammenhang auf den Zwei
ten Gefahrenbericht der Schutzkom
mission beim BMI. 

Wie können Probleme 
in der Führung 
überwunden werden? 

Das Forum "Zivil- und Katastro
phenschutz" widmete sich vorrangig 
der Frage zukünftiger Führungssys
teme. Ein Beispiel für Standardisie
rung ist das Incident Command Sys
tem (lCS) aus den USA das Karl-Heinz 
Frank von der Berufsfeuerwehr Frank
furt/Main vorstellte. Nach den großen 
Waldbränden der 70-er Jahre entwi
ckelte man dort einen ähnlichen Me
chanismus zur Koordinierung der er
forderlichen Gefahrenabwehr in au
ßergewöhnlichen Situationen. Dieser 
Ansatz scheint gerade für die deut
schen Verhältnisse, in denen kommu
nale Einsatzkräfte, Helfer aus priva
ten Organisationen und aus Bundes
einrichtungen für den Zivil- und Katas
trophenschutz herangezogen w er
den, interessant - kann er doch dazu 
beitragen, Rivalitäten zwischen den 
verschiedenen Organisationen zu 
vermeiden oder gar zu überwinden. 

Überlegenswert in diesem Zusam
menhang sind zertifizierte Ausb il
dungsgänge. Insbesondere die Füh
rungsausbildung bietet sich an, orga
nisationsbestimmte Grenzen aufzu
brechen und die Qualifikation losge
löst von der Uniform zu akzeptieren . 
Das ICS hat sich in den USA zu einem 
weit über die ursprünglichen Einsatz
ziele hinaus genutzten Führungsin
strument entwickelt und umfasst 
inzwischen zusätzlich auch die Berei
che der Planung, der logistik und der 
Verwaltung . 

Heiko Schmidt, zuständiger Refe
ratsleiter im Innenministerium Bran
den burg, griff das Problem der Füh
rung zahlreicher Einsatzkräfte aus ~ 
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Die wichtigsten 
Erkenntnisse 
auf einen Blick 

Dietrich Läpke, Leiter der AKNZ, 
listete die Erkenntnisse aus den Fo
ren auf. Besonders gravierend kön
nen sich die Probleme darstellen, 
die nicht in der traditionellen Form 
des Katastrophenschutzes bewäl
tigt werden können. Dabei handelt 
es sich vorwiegend um Probleme 
aus dem Bereich der kritischen In
frastrukturen. 

Zivile Sicherheitsvorsorge ist 
ein Regelkreis aus 

• Prävention/Früherkennung, 
• Gefährdungsanalyse / Notfall

planung, 
• professionellem Krisenma

nagement, 
• ehrlicher Evaluation und Um

setzung der erkannten Konsequen
zen. 

Zivile Sicherheitsvorsorge und 
Krisenmanagement sind Gemein
schaftsaufgaben 

• aller Ebenen des Staates, 
• der Wirtschaft, 
• der Bevölkerung (durch 

Selbstschutz und Selbsthilfe). 

Ziel des Krisenmanagements 
ist es nicht zu reagieren, sondern 
zu agieren. 

Die Behördenstruktur Deutsch
lands ist geeignet, auch außerge
wöhnliche Situationen zu bewälti
gen. Die Umstellung der einge
spielten Strukturen wird sich eher 
als kontraproduktiv erweisen. Bes
ser ist es, sie beizubehalten, in ih
nen aber Möglichkeiten zur Be
schleunigung der Entscheidungs
findung zu suchen. 

Nur Übung macht den Meister. 
Hier bietet sich die AKNZ als Part
ner an. Das auch international häu
fig anzutreffende Zurückgreifen auf 
das Militär hat unter anderem auch 
den Grund, dass die dortigen Füh
rungsstrukturen permanent in 
Übung sind, und zwar bis in die 
Spitze hinein. 
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verschiedenen Organisationen mit 
unterschiedlichen Strukturen, Ausbil
dungsgängen und -inhalten auf. Dem 
Landesgesetz entsprechend und un
ter Berücksichtigung der politischen 
Verantwortlichkeit steht ab gewissen 
Schadensdimensionen auch die Lan
desregierung in der Pflicht. Hierfür 
wurden im Innenministerium die Res
sourcen bewertet, woraus sich eine 
Stabsstruktur ergab, die Technik, Per
sonal, Ausstattung und Ausbildung 
des Lagezentrums nutzt. Polizei und 
Katastrophenschutz wirken entspre
chend den Anforderungen zusam
men. Dieser Stab stellt nicht den Kri
senstab der Landesregierung bzw. 
die Interministerielle Koordinierungs
gruppe dar, bewirkt jedoch eine ef
fektive Bündelung im operativen Be
reich. 

Gemeinsame Führungsstäbe 
Gemeinsame Stäbe in dem Sinne, 

dass Funktionspersonal gemischt 
wird, sind für Heiko Knorren, Präsi
dent des Grenzschutzpräsidiums 
Süd, nicht vorstellbar. Er hält es für 
notwendig, frühzeitig im Einsatz Ver
bindungspersonal auszutauschen, 
sowie Einsatzleitungen in räumlicher 
Nähe zu etablieren. Das Verbindungs
personal sollte fest benannt sein, um 
so mit den jeweiligen Abläufen in den 
Einsatzleitungen vertraut zu sein. Die 
räumliche Nähe gewährleistet die 
schnelle und persönliche Absprache 
zwischen den Führungskräften und 
sorgt zusätzlich für eine Entlastung 
der Kommunikationsstrecken. Eine 
weitergehende Vermischung ist nach 
Knorrens Ansicht mit der jeweiligen 
Fachspezifität der Aufgaben nicht 
vereinbar. 

Aus Sicht der Feuerwehr stellt sich, 
so Benno Fritzen, Leiter der Berufs
feuerwehr Münster, die Frage nach 
gemeinsamen Einsatzleitungen vor
rangig in Abhängigkeit von der Lage. 
Uneingeschränkt sind sie für Flächen
und Langzeitlagen sinnvoll. Dann sind 
die Reibungs- und Abstimmungsver
luste, die in der Anlaufphase unver
meidlich sind, gegenüber dem Ge
winn an Fachwissen und Entschei
dungskompetenz zu vernachlässigen 
- vorausgesetzt, die beteiligten Or
ganisationen sind vertikal identisch 

aufgebaut und die Entscheidungs
kompetenz findet sich auf der glei
chen Ebene. 

Ein Beispiel für die organisations
übergreifende Einsatzleitung ist die 
Mobile Führungsunterstützung (Mo
FüSt), wie sie von der Innenminister
konferenz als eine Konsequenz aus 
den Terrorakten des 11. September 
2001 gefordert wurde. Walter Jonas 
vom Landesfeuerwehrverband Nord
rhein -Westfalen und Stephan Neu
hoff als Leiter der Berufsfeuerwehr 
Köln stellten ein Modell vor, an dem 
vier kreisfreie Städte und sieben 
Landkreise Kölns beteiligt sind. Für 
den Einsatz der MoFüSt sind drei Stu
fen definiert. In der ersten verstärkt 
die MoFüSt eine vorhandene Einsatz
leitung mit Personal, in der zweiten 
übernimmt die MoFüSt einen Einsatz
abschnitt innerhalb einer entspre
chenden Großschadenslage. Als drit
te Stufe stellt die MoFüSt die kom
plette Einsatzleitung für das Ereignis, 
allerdings unter der Führung eines 
örtlichen Einsatzleiters. Dies wird 
nicht nur als Vorgabe aus den Brand
und Katastrophenschutzgesetzen ab
geleitet, es ergibt sich aus der Aner
kennung der politischen Verantwort
lichkeiten. 

Die MoFüSt des RP Köln eignet 
sich insbesondere auch als Angebot 
im Rahmen des Gemeinschaftsver
fahrens der Europäischen Union. Dies 
wird in der Ausbildung der potenzi
ellen Mitglieder berücksichtigt. So
wohl Sprachkurse als auch Informa
tionen über die Verfahren und Struk
turen in den Nachbarländern stehen 
auf den Ausbildungsplänen. 

DV 100 schafft 
Gemeinsamkeiten 

Positiv äußerte sich Ulrich Cronen
berg, der Katastrophenschutz-Beauf
tragte im Generalsekretariat des Deut
schen Roten Kreuzes, zur Einrichtung 
mobiler Führungsunterstützungs
komponenten. Er wies auf die Füh
rungsprobleme hin, die sich durch 
unterschiedliche Strukturen, Termi
nologie oder Ausbildung ergeben. 
Allerdings sei mit der einheitlichen 
Führungsvorschrift DV 100 der Weg 
zu mehr Gemeinsamkeit in Angriff 
genommen worden . Wie andere Red-
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Michael Brown, stellvertretender 
Minister des U.S. Departments of 
Homeland Security 

ner auch, forderte Cronenberg als 
nächsten Schritt eine organisations
übergreifende Initiative zur Verein
heitlichung der Führungsausbildung. 
Dies würde die Einführung mobiler 
Führungsunterstützung erleichtern. 
Das Instrument passt zudem genau 
auf die (Technische) Einsatzleitung in 
der operativ-taktischen Komponente, 
wie sie in der DV 100 definiert ist. 

Blick nach Amerika 
Abschließendes Highlight des 

Fachkongresses war der Vortrag von 
Michael Brown, einer der stellvertre
tenden Minister des U.S. Depart
ments of Homeland Security (DHS). 
Brown ist im Ministerium für die Not
fallvorsorge und -planung sowie Hil
feleistung verantwortlich. Gleichzei
tig ist er Direktor der FEMA, die in 
das Department integriert wurde. 

Diese Behörde konzentriert - als 
Konsequenz nach dem Terror des 
11. September 2001 - zahlreiche 
staatliche Maßnahmen im Bevölke
rungsschutz. Zu Browns Verantwor
tungsbereich gehört die Koordinie
rung aller nationalen Planungen und 
Maßnahmen zum Bevölkerungs
schutz, die in den National Response 
Plan münden. 
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Das Gesetz zur Gründung des De
partments of Homeland Security 
fasst 22 Behörden, die sich mit 
Sicherheitsaufgaben von Grenz
schutz bis Luftüberwachung befasst 
haben, zu einer Einheit zusammen. 
Damit stehen 180.000 Bedienstete 
unter einer Leitung . Zu deren Kern
aufgaben zählen unter anderem die 
Sicherung aller Grenzen bzw. Einrei
semöglichkeiten, der Transportwege 
und -systeme sowie der kritischen In
frastrukturen. Ferner stellt die Infor
mation und Aufklärung der Bevölke
rung eine wesentliche Aufgabe dar. 
Zur Gewährleistung einer optimalen 
Hilfe wird eine Standardisierung von 
Ausbildung, Training und Ausrüs
tung der hauptamtlichen und freiwil
ligen Hilfskräfte erwartet. Damit mög
liche Einsätze koordiniert abgewickelt 
werden können, wird ein durchgän
giges Führungssystem etabliert. Im 
Mittelpunkt aller Maßnahmen stehen 
Vorbeugung und Verhinderung ter
roristischer Aktionen, insbesondere 
von Anschlägen mit Massenvernich
tungswaffen. 

Neben den von Michael Brown 
vertretenen Direktionen gibt es eine 
mit dem Aufgabenbereich Informati
on bzw. Aufklärung und Informations
sicherheit. Dort wird eng mit dem FBI 
und der CIA kooperiert. Ferner gibt 
es das große Aufgabengebiet der 
Grenzsicherung, einschließlich der 
Häfen und Flughäfen. Hier reisen jähr
lich über 500 Millionen Menschen in 
die Vereinigten Staaten ein. Die vier
te Direktion befasst sich mit Wissen
schaft und Forschung. Schließlich 
gehört noch ein Verwaltungsbereich, 
der sich um Personal, Haushalt und 
alle weiteren Belange kümmert, dazu. 

Im vergangenen Jahr hat die neue 
Behörde insgesamt bei mehr als 50 
Schadensereignissen unterstützende 
oder koordinierende Funktion über
nommen. Das hat dazu beigetragen, 
dass sich DHS sehr schnell als eine 
wirksame Hilfe im Bewusstsein der 
lokalen Behörden etablieren konnte. 

Eine wichtige Aufgabe sieht 
Brown in den USA wie in Deutsch
land in der Ausbildung. Zum Ver
gleich führte er an, dass die FEMA, 
ähnlich wie die AKNZ, ca. 9.000 Teil
nehmer im Jahr verzeichnet. Hinzu 
kommen weitere 100.000 Personen, 

die im Rahmen verschiedener Aus
bildungsprogramme innerhalb von 
Organisationen, auf lokaler Ebene 
oder an Schulen der einzelnen Staa
ten Seminare absolvieren. Bedeut
sam für die Fähigkeit zur Hilfeleistung 
ist schließlich die Teilnahme von cir
ca 150.000 Personen an diversen 
Übungen oder Internet basierenden 
E-Learning Programmen. 

Brown mahnte, dass neben den 
terroristischen Gefahren andere Ka
tastrophen (Technologie- u. Naturka
tastrophen) nicht aus den Augen ver
loren werden dürfen. Vorbereitet zu 
sein ist der erste Schritt zu einer er
folgreichen Katastrophenbekämp
fung . 

Der Under-Secretary bot eine in
tensive Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Bevölkerungsschutzes im 
Allgemeinen und im Rahmen der 
Ausbildung im Speziellen an. Er hob 
die vergleichbaren Erfahrungen und 
Ziele hervor und betonte die Notwen
digkeit, im Interesse des Schutzes der 
Bevölkerung über Grenzen in jedem 
Sinne hinaus zu denken. 

Mit neuem Mut an die zu 
bewältigenden Aufgaben 

Ministerialdirektor Joachim Steig, 
Abteilungsleiter Innere Sicherheit im 
Bundesministerium des Innern, hielt 
das Schlusswort. Er stellte dabei noch 
einmal fest, dass die Neue Strategie 
zum Schutz der Bevölkerung in 
Deutschland eindeutige und einheit
licher Wille von Bund und Ländern 
ist. Der Kongress, so Steig weiter, 
habe Mut gemacht und Ideen aufge
zeigt, die die Umsetzung der neuen 
Strategie in der Fläche forcieren wer
den. Er bot den Kongress-Teilneh
mern die Expertise der Zentralstelle 
für Zivilschutz allgemein sowie die 
der Akademie für Krisenmanage
ment, Notfallplanung und Zivilschutz 
im Speziellen an . 

Verbesserungen in der zivilen Si
cherheitsvorsorge und im Krisenma
nagement seien nicht primär eine 
Frage der finanzielle Lage, sondern 
eher der Einstellung zur Aufgabe. Mit 
Problem bewusstsein und der Bereit
schaft zur Kooperation lassen sich 
bereits wesentliche Fortschritte er
zielen . • 
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it der Ac t . .. 
u zu un swelsen er Technik gerustet 
von Dr. Horst Schättler, 
Kaiserslautern 

Das Erdbeben im ostiranischen Bam 
am Zweiten Weihnachtsfeiertag hat 
die permanente Diskussion um erd
bebensichereres Bauen erneut an
geheizt. So beklagten Erdbebenfor
scher im deutschen Fernsehen die 
mangelnde Katastrophenvorsorge in 
gefährdeten Regionen. Diese Frage 
stellten sich Taiwans Architekten 
und Ingenieure beim Bau des höchs
ten Gebäudes der Welt: des Turms 
"Taipeh 101". 

111 Stockwerke, die 508 Meter 
hoch in den Himmel ragen, sollen den 
durchschnittlich 200 Erdstößen und 
den mehreren, bis zu 250 Stundenki
lometern starken Taifunen pro Jahr 
trotzen . Davon ist Chefingenieur 
Chung Ping Wang überzeugt - ob
wohl Taiwan an der Nahtstelle zwi
schen der eurasischen und philippi
nischen Platte liegt und der Wolken
kratzer nur wenige hundert Meter von 
der Taipeh-Verwerfung, einer bedeu
tenden Bruchlinie, entfernt ist. 

1,8 Milliarden US-Dollar hat die 
Betreibergesellschaft investiert, nicht 
nur, um eine architektonische Glanz
leistung zu vollbringen, sondern 
auch, um ein Höchstmaß an Sicher
heit zu erreichen. Acht achtstöckige 
Pagoden aus Stahl, Beton und Glas 
werden von einer nadelförmigen 
Spitze überragt. Diese Pagoden sind 
zugleich auch Sicherheitsabschnitte, 
die auf Grund der Ereignisse des 11. 
September 2001 eingerichtet wur
den. Brand- und rauchsichere Sam
melräume ermöglichen Fluchtbewe
gungen im Gebäude. 

Darüber hinaus ist die Acht eine 
chinesische Glückszahl zum Schutz 
vor Gefahren. Um sie in ihrer Wir
kung zu unterstützen, wurden außer
dem Babydrachen und chinesische 
Glückssymbole angebracht. (Aber-) 
Glaube und Tradition werden von der 
Technik des 21 . Jahrhunderts ergänzt. 
So wurde, um sicher zu gründen, das 
Gebäude auf 557 Pfähle gestellt, die 
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111 Stockwerke, die 508 Meter hoch in den Himmel ragen, sollen den durchschnittlich 
200 Erdstößen und den mehrmals bis zu 250 Stundenkilometern starken Taifunen pro 
Jahr trotzen. 

teilweise bis zu 80 Meter auf den an
stehenden Fels reichen. An jeder 
Außenseite des quadratischen Ge
bäudes stehen je zwei Megastützen, 
die von außen die stählernen Etagen
böden mit Hilfe von Querriegeln mit 
dem Kern des Turms verbinden. Die
se Megastützen sind mit Stahlblech
rastern ausgesteift und mit Hochleis
tungsbeton hohlraumlos verpresst. 
Damitwird die Standfestigkeitzusätz
lich erhöht. 

Das technische Highlight indes ist 
der Schwingungsdämpfer zwischen 
dem 88. und dem 92. Stockwerk. Eine 
ungefähr 660 Tonnen schwere, an 16 
je zwölf Zentimeter dicken Stahlsei
len aufgehängte Kugel soll Schwin
gungen kompensieren. Mittels hy
draulischer Stoßdämpfer soll das 
Ausschlagen des Pendels auf 1,5 
Meter begrenzt werden - ansonsten 
würde die Kugel die Gebäudekon
struktion gefährden. Vorteil dieses 
Systems, das die durch Wind und 
Erdbeben auftretende Energie ver
mindern und austarieren soll, ist sei
ne "passive" Funktion. Ohne auf 
Strom angewiesen zu sein, liefert der 
Turm selbst die Spannkraft. Erprobt 
ist das System der Schwingungs
dämpfer im Citikorp-Center in New 
York, dessen 279 Meter hohes 
"Schwankungspotenzial" vom 400 

Tonnen schweren Betonquader auf 
einer Gleitfläche gedämpft wird . 

Taipeh 101 wird Ende dieses Jah
res bezugsfertig sein. Dann werden 
63 Aufzüge etwa 10.000 Angestellte 
in Aufwärtsgeschwindigkeiten von 
1.000 Metern in der Minute regelrecht 
zu ihren Arbeitsplätzen katapultieren . 
Auch abwärts, so der finnische Her
steller, geht es ungewöhnlich schnell. 
Dabei wird wie im Flugzeug der 
Innendruck der Kabinen konstant ge
halten. 

Für schnelle Abwärtsbewegungen 
sorgte im März 2002 bereits ein Un
glück. Auf Grund eines Bebens ge
rieten zwei der vier Kräne auf dem 
damals bis zum 56. Stockwerk ge
bauten Turm ins Schwanken; und 
zwar so heftig, dass sie abknickten 
und in die Tiefe stürzten. Die Kräne 
durchschlugen mitsamt ihrer Last die 
massiven Betondecken und rissen 
fünf Menschen in den Tod, darunter 
die beiden Kranführer. 

Trotz allem: Chefingenieur Wang 
ist guten Mutes. Das höchste Gebäu
de der Welt, welches das höchste 
Bürogebäude Europas - die Com
merzbank-Zentrale in Frankfurt/Main 
- um das Doppelte überragt, wird 
nach seiner Überzeugung stehen blei
ben, selbst wenn ganz Taipeh in sich 
zusammenfallen sollte . • 
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Brandschutz 

Brandschutzaufklärung live 
bei einer "Feuerwehrrei 

von Brandrat Stephan Wenderoth, Feuerwehr Hamburg 

Wie innovative, zeitgerechte und praxisnahe Bevölkerungsaufklärung auf 
den Gebiet des Brand-, Zivil- und Bevölkerungsschutzes aussehen kann, 
macht das Feuerwehrwehr-Informations-Zentrum (FIZ) der Feuerwehr Ham
burg vor. 

Seit 1977 ist die Feuerwehr Ham
burg in Zusammenarbeit mit der Be
hörde für Bildung und Sport für die 
Brandschutzerziehung und -aufklä
rung in Hamburgs Bildungseinrichtun
gen zuständig. Jährlich werden circa 
10.000 Bürgerinnen und Bürger, 
hauptsächlich Schüler, im Brand
schutz unterwiesen. Dabei stehen 
neben dertheoretischen Brandschutz
erziehung und -aufklärung auch prak
tische Unterweisungen auf dem Lehr
plan. Dieses Konzept hat sich im Lau
fe der Jahre sehr bewährt. 

Auf Grund der weltpolitischen Ent
wicklungen und Erkenntnisse nach 
dem 11. September 2001 ist auch in 
Deutschland deutlich geworden, wie 
dringend notwendig eine umfassen
de und intensivierte Bevölkerungs
aufklärung auf den Gebieten des 
Brand-, Zivil- und Bevölkerungsschut
zes ist. Die Feuerwehr Hamburg wird 
dieser erweiterten AufgabensteIlung 
mit einem Feuerwehr-Informations
Zentrum (FIZ) gerecht. 

Das FIZ besitzt bundesweiten Mo
dellcharakter. Alle Hamburger Bürge
rinnen und Bürger können sich dort 
umfassend über Brandschutz infor
mieren. Auch nationalen und inter
nationalen Gästegruppen steht das 
FIZ offen. 

Von Brandschutzaufklärung 
bis Selbstschutzausbildung 

burg als auch anderer Organisationen 
der Gefahrenabwehr bringen ihr lang
jähriges Fachwissen zielgerichtet ein. 
Zum neuen Konzeptgehörtaußerdem 
der Verkauf von Feuerwehrzubehör
und Kleidungsartikeln. Darüber hin
aus plant die Feuerwehr Hamburg, im 
Kellerdes FIZ-Gebäudes ein Museum 
unterzubringen. 

Im ersten Jahr 
schon bewährt 

Nur einen Monat, nachdem der 
Terrorakt vom 11. September 2001 
die gesamte Welt erschüttert hatte, 
begannen in Hamburg die ersten kon
zeptionellen und bautechnischen 
Überlegungen zur Realisierung eines 

Feuerwehr-Informations-Zentrums. 
Eine ehemalige Werkstatt der Haupt
feuerwache Berliner Tor wurde so 
umgebaut, dass zwei nutzbare Ebe
nen entstanden. Im Erdgeschoss sind 
Alarmierungstechnik und Fahrzeug
simulator sowie im so genannten ver
rauchbaren Raum reale Brandexpo
nate untergebracht. Im ersten Ober
geschoss entstand ein Schulungs
raum mit angrenzender Ausstellungs
fläche sowie einer Feuerwehrrutschs
tange von der Empore zum Erdge
schoss. Die angrenzenden Räume 
werden zur Lagerung und zum Ver
kauf von Feuerwehrzubehörartikeln 
genutzt. Insgesamt beläuft sich die 
gesamte Nutzfläche des Feuerwehr
Informationszentrums auf 450 Qua
dratmeter. 

Dass das Feuerwehr-Informations
Zentrum bei den Hamburgern gut an
kommt, zeigen die bisherigen Besu
cherzahlen : Bereits 14.750 Bürger
innen und Bürger nutzten das Infor
mationszentrum seit seiner Eröffnung 
vor gut einem Jahr. 

Das mehrstufige Ausbildungskon
zept des Feuerwehr-Informations
Zentrums sieht Lerneinheiten für die 
Brandschutzerziehung und -aufklä
rung, für die Erste-Hilfe Ausbildung, 
für die Verkehrssicherheit, für die 
Vermeidung von Bade- und Eisunfäl
len bis hin zur modernen Selbstschutz
ausbildung von Erwachsenen vor. So
wohl Mitarbeiterder Feuerwehr Ham-

Im FIZ können die Besucher auf eine " Feuerwehrreise " gehen - unter anderem auch in 
einem Feuerwehrauto, in dem Einsatzgeräusche simuliert werden. ~ 
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Brandschutz 

Die Lerneinheit 
"Brandschutz" 

DAS FIZ präsentiert seinen Besu
chern eine Art Brandschutz-Parcours, 
der an einer Multifunktionswand be
ginnt. Diese zeigt sehr detailliert mo
derne Präsentations- und Alarmie
rungstechnik - beispielsweise Notruf
telefone und eine reale BrandmeIde
anlage nebst Druckknopfmelder, an 
der ein sprachgebundener Notruf aus
gelöst werden kann. Zudem werden 
im FIZ die realen Alarmierungskom
ponenten, die an jeder Feuer- und Ret
tungswache (FuRW) der Feuerwehr 
Hamburg installiert sind, vorgehalten. 
Hierbei handelt es sich um optische 
und akustische Alarmierungseinrich
tungen sowie um einen pe nebst an
geschlossenem Drucker, der die je
weilige Alarmdepesche ausdruckt. 
Diese Alarmdepesche beinhaltet An
gaben zur Einsatzstelle, zur Schadens
art, zur Anfahrt zum Einsatzort, zu den 
alarmierten Einsatzkräften sowie zu 
objektspezifischen Besonderheiten 
und Gefahren. 

Ein Löschsimulator zur Schulung 
von Löschmaßnahmen bei Entste
hungsbränden soll bald angeschafft 
werden. An zwei Terminals mit Inter
netanschluss kann auf der Homepa
ge der Feuerwehr Hamburg gesurft 
werden . 

Als erstes übt der Betreuer mit den 
Besuchern, wie ein Notruf abgesetzt 
wird . Dieser Notruf läuft fiktiv in der 
Rettungsleitstelle der Feuerwehr 
Hamburg ein - das heißt, dass der 
Übende wirklich mit einem Feuer
wehrbeamten spricht. 

Dieses reale Telefonat soll den Be
suchern das Gefühl vermitteln, dass 
im Notfall gezielt und rasch nachge
fragt wird und der Feuerwehrbeamte 
beruhigend auf den möglicherweise 
aufgeregten Anrufer einwirken kann. 

Besucher werden auf 
"Feuerwehrreise" geschickt 

Nach einer kurzen Dispositionszeit 
werden im FIZ die Feuerwehreinsatz
kräfte optisch und akustisch alar
miert. Die Besucher werden an
schließend auf eine "Feuerwehrrei
se" mitgenommen, die bei der Alar
mierung beginnt und am Einsatzort 
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endet. Ein Feuerwehrbeamter de
monstriert, wie die Feuerwehrleute 
im Notfall an der Feuerwehrrutsch
stange herunterrutschen und sich 
mit der Feuerwehrschutzkleidung 
einkleiden. Die Besucher können 
dann im Modell eines Hamburger 
Löschfahrzeuges (HLF) Platz nehmen 
- simulierte Fahr- und Einsatzgeräu
sche lassen sie die Abläufe während 
einer Fahrt an den Einsatzort haut
nah und real erleben. 

Eine Videoprojektion zeigt zusätz
lich das Ausrücken der Einsatzkräf
te; der Ausbilder erklärt und kom
mentiert die Bilder und Abläufe. Nach 
dem Film öffnet sich das Rolltor zum 
verrauchbaren Raum: Dort wird die 
BrandsteIle, die mittels Theaterrauch 
authentisch verraucht ist, sichtbar. 
Die Besucher stehen in der Kulisse 
eines Wohnhauses, wo mit Hilfe von 
Lichteffekten, Scheinwerfern, Verrau
chung und simulierten Geräuschen 
sehr realistisch verschiedene Einsatz
situationen vorgeführt werden . 

Wieder wird ein Film über den re
alen Einsatz eingespielt. Der Ausbil
der schildert mit eigenen Worten das 
situative Verhalten der betroffenen 
Personen. Zudem kommentiert er 
den Einsatzverlauf und stellt Merk
sätze auf. Ferner weist er auf häufige 
Verhaltensfehler hin und erläutert, 
wie diese vermieden werden können. 
Zum Abschluss schildert der Ausbil
der die Bandursache, die wiederum 
im Film gezeigt wird. 

Sehr realitätsnahe 
Darstellungen 

Im verrauchbaren Raum gibt es 
verschiede Brandexponate, die das 
Geschehen sehr realitätsnah erschei
nen lassen. Hierzu zählen unter an
derem ein implodierter Fernseher, 
Brandgefahren in der Küche, Gefah
ren im Umgang mit pyrotechnischen 
Artikeln, der Brand eines Kinderwa
gens in einem Treppenraum, Gefah
ren durch überhitzte elektrische Ma
schinen und Geräte (Kaffeemaschi
ne, Bügeleisen) sowie Gefahren 
durch ein brennendes Adventsge
steck. Letztlich beinhaltet die Lern
einheit auch Hinweise zum richtigen 
Verhalten im Brandfall von älteren 
und auch behinderten Personen. 

Zum Abschluss erarbeitet der Aus
bilder gemeinsam mit den Besu
chern einen Rettungsweg aus dem 
verrauch baren Raum, der mittels ver
schiedener Effekte wieder in eine 
Brandstätte verwandelt wird. Über ei
nen rauchfreien Flur, der mit einem 
leuchtenden Fluchtleitsystem op 
tisch gekennzeichnet ist, verlassen 
die Besucher den Brandraum und 
treffen sich an einem festgelegten 
Punkt im Verkaufsraum für Feuer
weh r-Artikel . 

Breites 
Lernspektrum 

Ergänzend zur zuvor genannten 
strukturierten Führung "Brandschutz" 
werden weitere Lernmodule zu den 
Themenbereichen 

• Erste-Hilfe-Ausbildung, 
• Vermeidung von Bade- und Eis

unfällen und 
• Schutz vor Haushaltsgefahren 
angeboten. Darüber hinaus wird 

für Erwachsene ein weiteres Ausbil
dungsmodul über das richtige und 
angemessene Verhalten bei Groß
schadensereignissen oder wetterbe
dingten Ausnahmesituationen er-
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Im so genannten verrauchbaren Raum können die Besucher reale Brandexponate 
besichtigen. 

stellt. Mit dieser Lerneinheit soll dem 
Aspekt der Selbsthilfe der Bürge
rinnen und Bürger gezielt Rechnung 
getragen werden, so dass sie auf be
stimmte Ausnahmesituationen wie 
Hochwasser und Überschwemmung, 
einen Sturm, einen terroristischen 
Anschlag, einen Großbrand etc. vor
bereitet sind und Verhaltensregeln 
kennen. 

Im Zuge der Umwandlung der 
Hamburger Schulen zu Ganztagesein
richtungen plant die Hamburger Feu
erwehr Schulprojekte, die sich the
matisch mit Rettungsdienst und Ge
fahrenprävention befassen. 

Fan-Artikel und 
Ausstellungen 

Die Besucherinnen und Besucher 
des FIZ haben auch die Möglichkeit, 
Kleidungs- und Fanartikel der Feuer
wehr Hamburg zu kaufen . 

Nicht nur während der "Feuer
wehrreise", sondern auch an Infor
mations- und Präsentationsständen 
erfahren die Besucher Wissenswer
tes zum Brandschutz. So werden 
etwa der berufliche Werdegang ei
nes Feuerwehrbeamten oder Wir-
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kungsweise, Nutzen und Installation 
von Rauchmeldern geschildert. Dane
ben liefern zeitlich begrenzte Fach
ausstellungen viel Wissenswertes, 
beispielsweise die Ausstellung "Go
morra" an lässlich des 60. Jahresta
ges des Hamburger Feuersturmes. 

Personelle 
Besetzung 

Den Betrieb der gerätetechnischen 
Einrichtungen der Brandschutzerzie
hung gewährleisten hauptamtliche 
Mitarbeiter. In Spitzenzeiten werden 
sie von ehrenamtlichen Mitarbeitern 
unterstützt. 

Der Leiter des FIZ kümmert sich 
vorzugsweise um die inhaltliche und 
didaktische Ausrichtung der Lehran
gebote und um die Kundenakquisiti
on. Zwei hauptamtliche Mitarbeiter 
gehen ihm dabei zur Hand. Sie be
fassen sich vorzugsweise mit Schu
lungen interessierter Besuchergrup
pen. Betreuer von Schulklassen kön
nen in diese Arbeit eng eingebunden 
werden . 

Das Feuerwehr-Informations-Zen
trum der Feuerwehr Hamburg richtet 
sich an alle Bürgerinnen und Bürger 

Brandschutz 

der Freien und Hansestadt Hamburg 
sowie des angrenzenden Umlandes. 
Im Bereich der Gefahrenprävention 
und der Brandschutzerziehung und 
-aufklärung sind dies hauptsächlich 
Kinder und Jugendliche. Die Veran
staltungen zur Brandschutzaufklärung 
und zum Bevölkerungsschutz zielen 
auf Erwachsene, unabhängig vom 
Alter oder der nationalen Zugehörig
keit. Spezielle Themen konkret für äl
tere Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
etwa zum Umgang mit offenem Feu
er speziell in Alters- und Senioren
heimen, sollen in Zukunft angeboten 
werden. 

Wichtigster Zielkreis des Ausbil
dungszentrums sind Schulklassen 
der Primarstufe (3. und 4. Schul 
klasse) - der Lehrplan der Schulbe
hörde sieht Brandschutzerziehung 
fest vor. Daneben werden auch Kin
der der Elementarstufe (Kindergar
ten) sowie der Sekundarstufe I und 
11 angesprochen . So werden bei 
spielsweise der Sekundarstufe I Pro
jektwochen an den Schulen zu be
stimmten Themenbereichen angebo
ten. Im Nachgang an den theore
tischen Unterricht w ird dann in aller 
Regel eine praktische Einrichtung -
künftig eben das FIZ, wenn es um 
"Gefahrenprävention" geht - be
sucht. 

Das FIZ bietet auch Aus- und Fort
bildungskurse, insbesondere im Be
reich der Erste-Hilfe-Ausbildung, an . 
Die Pressestelle der Feuerwehr Ham
burg betreibt zielgerichtete und kom
petente Kundenakquisition . 

Schlussfolgerungen 
und Ausblick 

Das FIZ an der zentral und ver
kehrstechnisch gut gelegenen Haupt
feuerwache "Berliner Tor" profitiert 
bei seinen Personal- und Sachmit
tel ressourcen von Synergie-Effekten, 
die sich durch seine multifunktiona
le Nutzung ergeben . So ist der Be
such weiterer Schulungseinrichtun
gen nicht nötig . Das FIZ ist eine 
bislang einmalige Einrichtung , die 
Modellcharakter auch für andere 
Städte besitzt. Die Chancen, neue 
Besucher zu begeistern und Koope
rationspartner zu gewinnen, stehen 
günstig . • 
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Hochwasserschutz 

Virt Ile 
ec brüc e 

von Thomas Jakob, München 

Zahlreiche Hersteller bieten Programme an, die Deichbrüche simulieren 
und so Fließrichtung und -geschwindigkeit des Hochwassers vorhersagen 
können. Für den Katastrophenschutz bedeutet dies einen enormen Vorteil: 
Er kann die am meisten gefährdeten Gebiete zuerst evakuieren. 

Wasser fließt bergab. Allein: Wo 
ist bergab? Wichtig, ja lebensrettend 
ist die Antwort auf diese Frage bei 
Deichbrüchen . Denn nicht immer 
sind die Orte und Gehöfte am meis
ten gefährdet, die sich in unmittelba
rer Nähe von Hochwasserschutzdei
chen oder an Flüssen generell befin
den . So mussten bei den vergange
nen Hochwassern an Eibe und Oder 
Bewohner vor allem jener Ortschaf
ten ihre Häuser verlassen, die sich in 
unmittelbarer Nähe der Flüsse befan
den. Das Wasser kam jedoch erst ei 
nen oder zwei Tage später. 

Andere Orte wiederum waren rasch 
vom Wasser eingeschlossen, obwohl 
man sie auf Grund ihrer weiter ent
fernten Lage sicher wähnte . Nicht 
bedacht wurde dabei, dass das Was
ser tieferliegende Straßen überfluten 
und die Menschen so von der Au
ßenwelt abschneiden würde . 

Simuliertes Fließverhalten 
zur Evakuierungsplanung 

Voruntersuchungen mit einer Ana
lyse der topografischen Gegebenhei
ten und den daraus resultierenden 
prophylaktischen Maßnahmen ge
winnen daher für den vorsorgenden 
Katastrophenschutz an Bedeutung. 
Zahlreiche Ingenieurbüros haben 
mittlerweile Computerprogramme 
entwickelt, die das Fließverhalten des 
Hochwassers simulieren und so den 
Einsatzkräften wichtige Anhaltspunk-
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te liefern, wann sie wo wen evakuie
ren müssen. 

Hochwasserabflussuntersuchun
gen etwa weisen jene Flächen aus, 
die jedes Jahr überschwemmt wer
den . So lässt sich herausfinden, wie 
das Wasser am besten aufgefangen 
werden kann, um Hochwasserkata
strophen zu vermeiden . Für eine der
artige Untersuchung werden ver
schiedene Verfahren angewendet, 
die die anfallenden Wassermengen 
nach unterschiedlichen Kriterien prog
nostizieren . Alle Verfahren gehen da
bei auf die geografischen Gegeben
heiten ein. Auf Basis digitaler Gelän
demodelle errechnen die Program
me die Lage des Wasserspiegels bei 
Hochwasser. 

Bei der hydraulischen Berechnung 
werden zeitliche Aspekte berücksich
tigt. In der Auswertung lassen sich 
neben trockenen und überfluteten 
Flächen auch Kuppen oder Wannen 
sichtbar machen. Dank dieses virtu
ellen Geländemodells lässt sich prä
zise feststellen, wie bestimmte Ge
bietscharakteristika mit bestimmten 
Pegelständen zusammenhängen und 
welche Maßnahmen zum Hochwas
serschutz zu ergreifen sind. 

Digitale Fluten 
Mit manchen Programmen lassen 

sich auch Dammbrüche simulieren. 
Anhand der eingegebenen Daten und 
auf Grundlage des digitalen Gelän
demodells strömt die Flut im Com-

puter in die tiefsten Stellen und über
schwemmt Felder, Straßen und Häu
ser. Der Weg des Wassers lässt sich 
also zu jedem beliebigen Zeitpunkt 
voraussagen. Die Kommunen können 
dank dieser Daten gemeinsam mit 
den Katastrophenschutzdiensten ihre 
Evakuierungspläne verbessern und 
im Falle einer echten Flut jene Men
schen zuerst evakuieren, denen der 
Fluchtweg über die Straße zuerst ab
geschnitten wird . 

In Hamburg setzt man seit vier Jah
ren auf ein Hochwassersimulations
modell für die Elbmarsch . Das Mo
deli konzept erlaubt zum einen, wäh
rend einer Sturmflut die Auswir
kungen von potenziellen und einge
tretenen Deichüberströmungen und 
Deichbrüchen zu berechnen und die 
Katastrophendienste im Rahmen von 
Schutzübungen zu schulen. Des wei 
teren lassen sich mit der Modellan
wendung abgelaufene Sturmfluten 
analysieren und Szenarien für Pla
nungszwecke erstellen. 

Eine Simulation startet in der Re
gel mit der Prognose einer Sturm
flut, sie legt den Zustand von Bau
werken und eventuelle Deichbrüche 
fest. Diese werden bezogen auf 
Deichkilometer eingegeben. Wesent
liche Parameter sind neben der Lage 
und dem Zeitpunkt die erwartete 
Bruchbreite und -tiefe. 

Nach dem Starten der Simulation 
werden Zwischenergebnisse in defi
nierten Zeitschritten visualisiert. Ist 
die Simulation beendet. werden alle 
relevanten Einstellungen und Ergeb
nisse in der Datenbank abgelegt. 
Dies ermöglicht eine detaillierte Ana
lyse der Simulation mit den Wasser
ständen an Kontrollpunkten, Ströme 
über Deiche, durch Deichbrüche und 
undichte Bauwerke in der Deich 
linie . • 

Notfallvorsorge 1/2004 



Computer können vorausberechnen, an welchen Stellen das Wasser derart ansteigen kann. Entsprechend schnell kann reagiert, 
notfalls rechtzeitig die Bevölkerung evakuiert werden. 

Rechnen gegen die Flut 
In einem dreijährigen Model/projekt haben Wissenschaftler ein rechner
gestütztes Verfahren entwickelt, mit dem die Leistungsfähigkeit des Ka
nalnetzes bei Hochwasser beurteilt werden kann. Zugleich ermöglicht 
das GIS-gestützte Werkzeug, jene Kosten zu berechnen, die bei einem 
etwaigen Hochwasser entstehen. 

Hochwasserschäden vorzubeu
gen stellt für viele europäische Städ
te eine Herausforderung dar. Denn 
wenn nach heftigen Regenfällen und 
überlasteten Entwässerungssyste
men Straßen überschwemmen und 
Keller voll laufen, entstehen Schä
den in Millionenhöhe. Die Kommu
nen stehen deshalb vor der Aufga
be, das Ausmaß der Gefährdung 
und die Schadenshöhe vorsorglich 
genau zu ermitteln, um die städti
schen Entwässerungssysteme bei 
möglichst geringen Kosten ausrei
chend zu dimensionieren. 

In einem dreijährigen Eureka-For
schungsprojekt RisUrSim (Risk Ma
nagement in Urban Areas - Simula
tion and Optimization) haben Sied
lungswasserwirtschaftler, kommu
nale Planer, Versicherungsfachleu-
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te und Mathematiker aus Norwegen 
und Deutschland unter der Leitung 
des Fraunhofer-Instituts für Wirt
schaftsmathematik in Kaiserslautern 
nun ein EDV-gestütztes Management
system entwickelt, das Wasserstän
de und Fließrichtungen an der Ober
fläche (Straßen, Plätze, Randsteine) 
ebenso wie im Kanalsystem analy
siert und visualisiert. Dieses Manage
mentsystem soll besonders die Betrei
ber kommunaler Abwassersysteme 
dabei unterstützen, bestehende Ka
näle bei der Renovierung zu optimie
ren und neue Kanäle rationalisiert zu 
planen. 

Die Software besteht aus drei Mo
dulen. Zum einen simuliert sie, wie 
und wo Wasser in einer Stadt ober
flächlich abfließt. Die Strömung und 
Kapazität des Kanalnetzes wird mit 

so genannten Flachwassergleichun
gen berechnet. Und schließlich er
mittelt eine Schadensfunktion, wei
che Kosten anfallen - je nach Was
serstand vom Keller bis zum ersten 
Stock. Neben der Leistungsfähigkeit 
des Kanalnetzes bei Hochwasser 
kann das Programm auch eingesetzt 
werden, um Anforderungen aus 
neuen gesetzlichen Vorschriften 
nachzurechnen, wie etwa die euro
päische Norm EN 752 zur Entwäs
serung außerhalb von Gebäuden. 
Treten trotz aller Vorsorge Schäden 
durch Hochwasser auf, kann von 
Erst- und Rückversicherungen ge
klärt werden, ob und inwieweit Re
gressansprüche von Gefährdeten 
zulässig sind. 

Nähere Informationen: 
www.risursim.de 
Fraunhofer-Institut für Techno
und Wirtschaftsmathematik 
Klaus-Peter Nieschu/z 
Telefon (0631) 2 054001 
Nieschulz@itwm.fhg.de • 
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Impuls für mehr Zusan 
Zweckgemeinschaften für der 

von Thomas Jakob, München 

Hochwasserzweckgemeinschaften unter Federführung der Regionalplanung 
können den vorbeugenden Hochwasserschutz verbessern. Das Institut für 
ökologische Raumentwicklung in Dresden hat dazu ein informelles Pla
nungsinstrument entwickelt. 

Effektiver Hochwasserschutz muss 
umfassender angelegt sein als bisher. 
In der Vergangenheit nahm haupt
sächlich die Wasserwirtschaft aus ei
ner sektoralen Sicht über ihre gesetz
lichen Regelungen und über die 
Strukturen ihrer Behörden und Fach
verbände Einfluss auf die Lösung 
hochwasserbezogener Konflikte. Im 
Vordergrund standen dabei ingeni-

eurtechnische wasserbauliche Maß
nahmen und nicht die Verknüpfung 
eines ökologischen Hochwasser
schutzkonzeptes mit technischen 
Schutzmaßnahmen. 

Vorbeugender Hochwasserschutz 
ist aber raumbezogener Orientie
rungs- und Handlungsrahmen und 
Ergänzung zum weiterhin erforderli
chen technischen Hochwasserschutz. 

"Gemeinsam sind wir stark" - in diesem Sinne sollen Hochwasserzweckgemein
schaften dazu beitragen, alle verfügbaren Kräfte im Kampf gegen Hochwassergefahren 
zu bündeln. 
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Dazu gehört neben hochwasserbezo
genen Raum- und Fachplanungen 
auch, entsprechende gesetzliche 
Grundlagen zu schaffen und die Be
völkerung aufzuklären . Aus planeri
scher Sicht ist es vor allem notwen
dig, abflussmindernde und abfluss
verhindernde Maßnahmen in der 
Land- und Forstwirtschaft, im Sied
lungsbereich und im Bereich der 
Fließgewässer vorzunehmen. Proble
me gibt es derzeit jedoch vor allem 
bei der Koordinierung einzelner Maß
nahmen sowie durch teilweise ent
gegengesetzt gelagerte Interessen 
etwa von Ober- und Unterliegern an 
Fließgewässern. 

Neues 
Kooperationskonzept 

Wissenschaftler am Leibniz-Institut 
für ökologische Raumentwicklung 
(IÖR) in Dresden haben im Rahmen 
eines Forschungsprojektes nun ein 
Konzept entwickelt, das die Zusam
menarbeit zwischen Verantwortungs
trägern, Planern, Bewohnern und 
Wissenschaftlern fördert. Bei dem 
Projektgebiet handelt es sich um das 
Einzugsgebiet der Weißeritz . Der 
Fluss hatte nach dem Überlaufen 
zweier Talsperren im August 2002 
verheerende Schäden in den Städ
ten und Dörfern bis in die Landes
hauptstadt Dresden hinein verur
sacht. 

Die Dresdner Wissenschaftler 
schlagen vor, ein so genanntes Hoch
wasserrisiko-Management aufzubau
en, das alle Maßnahmen des vorbeu
genden Hochwasserschutzes bün
delt. Dieses Management bezieht das 
bereits vorhandene Hochwasser
schutzkonzept der Landestalsper
renverwaltung mit ein und soll Maß
nahmen und Strategien zwischen 
Kommunen, Planungsträgern und 
Flächennutzern vereinbaren, planen 
und umsetzen. Das IÖR begleitet den 
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Hochwasserschutz 

nenarbeit 
lorbeugenden Hochwasserschutz 

Aufbau eines Informationssystems, 
das Kommunen und Fachbehörden 
unterstützt, die jeweils richtige Ent
scheidung aus Sicht des Hochwas
serschutzes zu treffen . Eingebettet 
ist das Projekt in die Aktivitäten 
des Hochwasserforschungszentrums 
Dresden, dessen Ziel es ist, die Hoch
wasserforschung zu bündeln und 
stärker für die Praxis nutzbar zu ma
chen. 

Dezentrale präventive Maßnah
men, die die Hochwassergefahren 
mindern, nehmen an Bedeutung zu. 
Allerdings sind nur noch wenige Kom
munen bereit, sie auch umzusetzen. 

Zusammenarbeit 
von Raumplanung und 
Wasserwirtschaft 

Neben dem Hochwasserschutz im 
ufernahen Bereich sind eine flächen
deckende Balance zwischen Hoch
wasserentstehung, -ausbreitung und 
-abfluss im gesamten Gewässerein
zugsgebiet und eine Flächennutzung 
nötig, die die Risiken des Wasser
haushaltes berücksichtigt. Damit wird 
der vorbeugende Hochwasserschutz 
zu einer Aufgabe der Raumordnung. 
Die Raumplanung muss dabei eng 
mit Fachplanungen wie der Wasser
wirtschaft zusammenarbeiten . 

Die Handlungsempfehlungen der 
Ministerkonferenz für Raumordnung 
aus dem Jahr 2000 betreffen erstma
lig neben Maßnahmen zum vorbeu
genden Hochwasserschutz an Flüs
sen und ihren Retentionsbereichen 
auch Maßnahmen zum Wasserrück
halt im gesamten Flusseinzugsgebiet. 
In die Raumordnungspläne können 
demnach auch Vorrang- und Vorbe
haltsgebiete aufgenommen werden. 
Ein von der Raum- beziehungsweise 
Regionalplanung erarbeiteter infor
meller Leitplan zum vorbeugenden 
Hochwasserschutz wäre dann die 
Grundlage für die Umsetzung ent-
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sprechender Maßnahmen durch die 
Kommunen und Fachplanungen. 

Der am IÖR entwickelte informelle 
Plan zum vorbeugenden Hochwas
serschutz als verallgemeinerungsfä
higes Strategiekonzept, um die Ge
biets- und Gewässerretention zu ver
bessern, orientiert sich deshalb am 
gesamten Flusseinzugsgebiet. So 
lässt sich der Hochwasserschutz auch 
in den Teileinzugsgebieten größerer 
Gewässer mittel- bis langfristig ver
bessern . 

Impulse für stärkeres 
Engagement 

Da die einzelnen Maßnahmen in 
den Raumordnungsplänen verankert 
werden, erhalten vor allem die Kom
munen Impulse, sich stärker für den 
vorbeugenden Hochwasserschutz 
einzubringen und relevante Ziele an 
die Fachplanungen heranzutragen. 
Ein mittel maßstäblicher Plan gibt den 
Kommunen für die Bauleitplanung 
und den Umweltfachplanungen die 
Leitbildentwicklung für das Gewäs
sereinzugsgebiet vor und fördert eine 
interkommunale Zusammenarbeit. Er 
setzt Prioritäten für die Umsetzung 
der Maßnahmen und nimmt Einfluss 
auf die Finanzierung . Die PIanaussa
gen müssen für die Kommunen trans
parent dargestellt werden, damit 
möglichst vielen der im Einzugsbe
reich lebenden Menschen das Hoch
wasser bewusst und das Verständ
nis für die Abhängigkeit von Ober
und Unterliegerkommunen gestärkt 
wird . Großmaßstäbliche Darstellun
gen für ausgewählte Bereiche kön
nen bei den Bewohnern des Einzugs
gebietes das Engagement steigern 
und Synergieeffekte freisetzen . 

Um dezentrale Maßnahmen durch
zusetzen, müssen in Flusseinzugsge
bieten Planungsstellen eingerichtet 
werden, die alle zuständigen kommu
nalen und regionalen Akteure für eine 

stärkere Zusammenarbeit binden. 
Dies entspräche auch den europäi
schen Bemühungen, flussgebietsbe
zogene Strukturen einzuführen. 

Für die Raumplanung bedeutet 
dies, dass sie sich im Hochwasser
schutz stärker auf eine Politik einlas
sen muss, die sich in kooperativen 
und selbstorganisierten Prozessen 
vollzieht. Die Regionalplanung sollte 
auch nach der Initiierung des infor
mellen Planes die Fachdiskussion 
steuern und Organisationsaufgaben 
beim Zustandekommen von Koope
rationen übernehmen. Durch die füh 
rende Rolle der Regionalplanung in
nerhalb der Kooperationsnetzwerke 
kann sie wesentlich stärker die Um
setzung der Ergebnisse über die Bau
leitplanung auf kommunaler Ebene 
beeinflussen. 

Hochwasserzweck
gemeinschaften 
entscheiden gemeinsam 

Die Wissenschaftler in Dresden 
empfehlen flusseinzugsgebietsbezo
gene Hochwasserzweckgemein 
schaften, die Entscheidungen aus ei 
ner am Einzugsgebiet ausgerichteten 
räumlichen Gesamtsicht treffen. In 
diese Gremien gehören Vertreter der 
zuständigen Regionalplanung, der 
Kommunen sowie der einschlägigen 
Verbände und der Träger öffentlicher 
Belange, insbesondere die Wasser
behörden. Den Regionalplanern 
käme in diesen Gremien die Aufgabe 
des Moderators zu . Die Zweckge
meinschaften könnten den Fachpla
nungen konkrete Aufgaben zur Um
setzung dezentraler Hochwasser
schutzmaßnahmen vorgeben und die 
Vergabe des Projektes veranlassen . 
Sie wären in der Lage, Prioritäten für 
die einzelnen dezentralen Maßnah
men zu setzen und Finanzierungsfra
gen bis hin zu Entschädigungsleis
tungen zu klären . • 
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Hochwasserschutz 

Neuer Ficht-Re ungsgleite 

von Dr. Horst Schöttler, 
Kaiserslautern 

Im vergangenen Jahr taufte Karin 
Stoiber, Gattin des bayrischen Mi
nisterpräsidenten, ein Luftschrau
ben-Gleitboot, das der Freiwilligen 
Feuerwehr Prien übergeben wurde. 
Der Konstrukteur Reinhard Ficht 
stellte Ende vergangenen Jahres sei
ne Neuentwicklung - den Multiglei
ter FLG 620 - auf der Aqua Alta in 
München der Öffentlichkeit vor. Bei 
Experten der Feuerwehren, von THW 
und DLRG sowie der Polizei stieß das 
Boot auf reges Interesse. 

Der 75-jährige Ficht, im Süd
schwarzwald geboren, lernte Maschi
nen- und Kraftfahrzeugbau von der 
Pike auf. Als Kfz-Meister und techni
scher Zeichner interessierte er sich 
für alle Arten von Motoren . Fahr
zeug-, Motorrad- und Flugzeugantrie
be wurden von ihm überarbeitet, 
technisch optimiert und moderni
siert. Zwischendurch studierte Ficht 
in Karlsruhe Maschinenbau und 
schloss sein Ingenieurexamen mit 
großem Erfolg ab. Als leitender An
gestellter entschied sich Ficht für das 
Wagnis, einen eigenen Betrieb auf
zubauen. Das war 1960; vier Jahre 
später übersiedelte er aus dem 
Schwarzwald nach Kirchseeon bei 
München. Das Konstruktionsbüro mit 
Werkstatt wurde zum High-Tech-Un
ternehmen, in dem Patente ausge
tüftelt und Aufträge für nahm hafte 
Firmen ausgeführt wurden . 

1986 wurde Reinhold Ficht mit der 
Rudolf-Diesel-Medaille in Gold geehrt. 
Das ist die höchste Ingenieurauszeich
nung in der Bundesrepublik Deutsch
land. Zwei Jahre später erhielt er den 
Philipp-Morris-Forschungspreis für 
seinen Ficht-Kurbelschlaufenmotor, 
einem nahezu verschleißfreien Zwei
taktmotor mit mehreren keramischen 
Bauteilen. Dieser Preis, so beschrieb 
es die Süddeutsche Zeitung, ist in 
unserem Land einer der höchstdo-
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Der Ficht-Multigleiter FLG 620 auf der Aqua Alta in München : Ludger Schulte-Hülsmann, 
Generalsekretär der Deutschen Lebens-Rettungs-Gesellschaft, setzt sich zur Probe ins 
Boot. Links im Bild: Reinhold Ficht, daneben Peter Wendl, Polizeilicher Fachberater. 

tierten und renommiertesten deut
schen Forschungspreise, der auch 
"kleiner Nobelpreis" genannt wird. 

Anfang als privates 
Transportmittel 

Im selben Jahr wurde Ficht mit ei
nem besonderen Auftrag konfron 
tiert. Ein wohlhabender Finne schil
derte, dass er ein Haus besitze, das 
an einem der zahlreichen finnischen 
Seen gelegen sei. Dieses sei im Som
mer zwar leicht mit dem Boot zu er
reichen, aber im Winter - bei ge
schlossener Eisdecke - von der Au
ßenwelt abgeschnitten. Der findige 
Konstrukteur, der zu dieser Zeit mit 
Flugzeugmotoren arbeitete, rüstete 
ein flaches Boot mit einem Flugzeug
propeller aus. Das Boot fuhr auf Eis, 
auf Schnee oder im Wasser. Trotz die
ses Erfolgs kam für Ficht eine Seri
enfertigung nicht in Betracht. 

25 Jahre später wandte sich der 
Leiter der Polizeiinspektion Prien am 
Chiemsee, zugleich auch für die Was
serrettung auf dem "Bayerischen 
Meer" zuständig, an Ficht und schil
derte ihm, wie schwierig die Perso-

nenrettung und Brandbekämpfung 
von und auf den Inseln Herrenchiem
see und Frauenchiemsee im Winter 
sei. Gerät, Ausstattung und Material 
seien zwar vorhanden und funktions
tüchtig - aber vor Ort feh le das Fach
personal. Wie könnten Feuerwehrleu
te und Rettungspersonal im Winter 
bei widrigen Witterungsbedingungen 
schnell auf die Inseln gebracht wer
den? 

Im Dezember 2001 stellte der Sohn 
von Reinhold Ficht, Markus Ficht, den 
Verwaltungsbeamten und Fachkräf
ten von Landkreis und Marktgemein
de erste Entwurfszeichnungen vor. 
Sie bewerteten die Idee als realisier
bar und funktionsfähig . Reinhold 
Ficht, nunmehr 72 Jahre alt, erklärte 
sich bereit, ein solches Luftschrau
ben-Gleitboot zu bauen und zu finan
zieren und bis Ende Februar 2002 den 
Prototyp vorzustellen . 

Wetterunabhängige 
Manövrierbarkeit 

Testfahrten des FLG 620 auf dem 
Chiemsee am 27. Februar 2002 be
wiesen, dass selbst bei widrigen 
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Windverhältnissen und bewegter 
Wasseroberfläche der Propelleran
trieb manövrierfähig und steuerbar 
bleibt. Am 21. März wurden weitere 
Probefahrten mit vier bis sieben Per
sonen auf dem Reschensee in Südti
rol durchgeführt. Der See war teil
weise zugefroren, die Uferbereiche 
vereist und der Übergang von Was
ser auf Eis fließend. Die Bedienung 
und das Fahren auch für Ungeübte 
waren nach kurzer Einweisung mög
lich, und somit war bei störungsfrei
em Betrieb der Nachweis erbracht, 
dass ein katamaranähnliches, spezi
elles Schlauchboot mit Luftschrau
benantrieb als vielfältiges Rettungs
und Transportgerät eingesetzt wer
den kann. Die hohe Geschwindigkeit 
auf Eis und Wasser von bis zu 100 
Stundenkilometern ist für Verunfall
te auf Eis ebenso wie für schnelle Ein
sätze (Prien-Herrenchiemseel in we
niger als zehn Minuten ein Vorteil, 
der Hilfeleistungsfristen realisierbar 
macht. 

Aber nicht nur im Winter, sondern 
auch in Wattgebieten, in Sumpf- und 
Moorflächen und über See- und Was
serflächen (im küstennahen Bereich 
und zwischen Inseln). bei Nebel und 
Dunkelheit, ist das Boot - im Gegen
satz zu einem Luftkissenboot wie dem 
Hooverkraft - gut einsetzbar. 

Mögliche Einsatzbereiche: 
• Versorgung von Opfern und 

Helfern bei Überschwemmungen; 
• Personentransporte von Opfern 

und Helfern; 
• Versorgung und medizinische 

Transporte von und zu Inseln; 
• Rettungseinsätze für Mensch 

und Tier nach Eisunfällen; 
• Brandschutzeinsätze auf Inseln 

bei Nichtbefahrbarkeit durch Schiffe; 
• Krankentransporte von Inseln. 

Auf der acqua alta wurde mit Hilfs
organisationen und -werken verein
bart, dass gemeinsame Vorführungen 
und Erprobungen im Frühjahr 2004 
sowohl im Nordseewatt als auch zwi
schen den nordfriesischen Inseln 
ebenso wie im Mündungsbereich von 
Binnengewässern erfolgen, um letz
te nutzerorientierte Prüfungen und 
gegebenenfalls Verbesserungen vor
zunehmen. Auch die DLRG - als die 
Katastrophenschutzorganisation für 
die Wasserrettung - wird den FLG 620 
testen. • 
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Hochwasserschutz 

Der Multigleiter: 

Der FICHT-Rettungsgleiter hat 
eine glatte Unterseite und wird mit
tels einer Luftschraube, also einem 
Flugzeugpropeller, angetrieben. 
Der Propeller ist an einem Flugmo
tor angeschraubt, der erhöht auf 
einem Antriebsgerüst montiert und 
im Gleitboot verankert ist. So ist 
das Boot vielfältig einsetzbar: bei 
Hoch- und Niedrigwasser, Eis und 
Schnee, auf Flüssen, Seen und in 
Überschwemmungsgebieten. Eine 
weitere Besonderheit dieses Gleit
bootes ist seine Ausführung als 
Schlauchboot mit festem Boden. 

Das ebenfalls neu entwickelte 
Schlauchboot wurde in erster li
nie deswegen gewählt, weil es 
leichter ist. Außerdem ist es elasti
scher, was beispielsweise auf Eis 
von Vorteil ist. Das Material, aus 
dem der Schlauch körper herge
stellt ist, ist ein besonders wider
standsfähiges Gummi, also kein 
Kunststoff. Dieses Gummi behält 
auch bei großer Kälte, im Eis oder 
Schnee seine Elastizität. Im Bugbe
reich ist der Bootskörper durch eine 
weitere zwei bis drei Millimeter di
cke Gummischicht verstärkt. 

Die Wahl der Werkstoffe für den 
Bootkörper ist für den Einsatz auf 
frischem Spiegeleis, das be
kanntlich sehr hart und scharfkan
tig ist, ausgerichtet. 

Als weitere Besonderheit gegen
über herkömmlichen Schlauchboo
ten haben die FICHT-Multigleiter ei
nen glatten Aluminiumboden. Die
ser Boden wird zusätzlich mit einer 
besonderen Gleitschicht aus einem 
speziellen Kunststoff beschichtet, 
ähnlich dem Material, mit dem die 
Laufflächen von Skiern ausgerüs
tet sind. Diese Auflage, die kälte
und hitzefest mit dem Metall ver
bunden ist, sorgt für ein verbesser
tes Gleiten und reduziert die Rei
bung auf Eis und Schnee sowie auf 
Steinen bei Niedrigwasser deutlich. 
Außerdem schützt der Belag das 
Aluminium des Bodens weitgehend 
vor Beschädigungen, die durch 
scharfkantige Hindernisse verur-

sacht werden könnten. Wird der 
Belag trotzdem einmal beschädigt, 
dann sorgt die Aufteilung in einzel
ne Abschnitte dafür, dass der be
schädigte Streifen erneuert werden 
kann. Ferner soll verhindert wer
den, dass das Gleitboot auf Eis oder 
Schnee bei tiefer Kälte festfrieren 
kann. Das könnte dann der Fall sein, 
wenn aus offenem Wasser auf eine 
schneebedeckte Eisdecke ausge
fahren werden muss. 

Der Metallboden in Verbindung 
mit der Beschichtung erweitert den 
Einsatzbereich der FICHT-Multiglei
ter erheblich. So können die neu
en FICHT-Multigleiterfür Rettungs
aufgaben oder ähnliche Einsätzen 
auch auf Flüssen herangezogen 
werden, deren Wasserstand unbe
kannt ist. 

Fahrt auch im Trüben 
Bei Einsätzen in Überschwem

mungsgebieten hat der Luftschrau
benantrieb weitere entscheidende 
Vorteile. Auch dort ist es unbe
kannt, wie tief das Wasser wirklich 
ist und ob unmittelbar unter der 
Wasseroberfläche Hindernisse wie 
Mauern, Zäune und dergleichen lie
gen. Es ist fast immer der Fall, dass 
das Hochwasser auf Grund mitge
rissener Erde und allen möglichen 
mitschwimmenden Gegenständen 
sehr trüb ist. Einem normalen 
Bootspropeller kann das sehr 
schnell zum Verhängnis werden. 

Die neuen FICHT-Multigleiter mit 
glatten Unterboden und Luftschrau
benantrieb sind für solche Einsatz
bedingungen ausgelegt. Auch bei 
starker Strömung bleiben die Mul
tigleiter manövrierfähig. Die Luft
schraube ist gegen Beschädigun
gen mit umhüllenden Gittern ver
sehen, die verhindern, dass 
Gegenstände wie Kleidungsstücke, 
Mützen oder Schals bzw. Äste und 
Papier angesogen und in den Pro
peIlerkreis gelangen können. Au
ßerdem schützen diese Gitter die 
mitfahrenden Personen. 
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von Winfried G/ass, Meckenheim 

Für mehr Sicherheit in /ebenswer
ten Städten und Gemeinden hat sich 
der Deutsche Städte- und Gemein
debund (DStGBj auf einer Tagung 
in Mainz ausgesprochen. "Ohne Si
cherheit gibt es keine Freiheit, und 
ohne Sicherheitsgefühl der Bürger 
kann das Leben in den Städten und 
Gemeinden nicht gedeihen': sagte 
das Geschäftsführende Präsidialmit
glied des DStGB, Dr. Gerd Lands
berg, auf der 11. DStGB-Sicherheits
heitskonfrenz vor fast einhundert 
Teilnehmern aus ganz Deutschland. 

Sicherheit ist heute in besonderem 
Maße ein zentrales Thema der Bür
ger. Kriminalität, Gewalt und Terro
rismus bedrohen auch Städte und 
Gemeinden . Dem Schutz kritischer 
Infrastrukturen kommt angesichts ter
roristischer Bedrohungen besonde
re Bedeutung zu . 

Landsberg forderte die Verbesse
rung der Zusammenarbeit der Behör
den in allen Fragen der Sicherheit. 
Es ist ein neues umfassendes Sicher
heitsmanagement notwendig, in das 
alle Beteiligten einschließlich der 
Städte und Gemeinden einbezogen 
werden (siehe folgenden Beitrag) . 

Der DStGB fordert, dass die Inves
t itionen in den Zivil - und Katastro
phenschutz weiter verstärkt werden. 
Notwendig ist auch eine bessere 
Kommunikation der Sicherheitsak
teure. Bund und Länder müssen sich 
schnell über die Einführung und die 
Finanzierung des digitalen Funks ei 
nigen. Es ist nicht hinnehmbar, dass 
Polizei, Rettungskräfte und Feuerweh
ren unterschiedliche und veraltete 
Kommunikationssysteme einsetzen. 

Jens Beutel , Oberbürgermeister 
der Stadt Mainz, stellte als gastge
bendes Stadtoberhaupt den hohen 
Stellenwert heraus, der der Gefahren
abwehr kommunalpolitisch zu -
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kommt. 

Keine Entwarnung 
für Deutschland 

Rolf Tophoven, Leiter des Instituts 
für Terrorismusforschung und Si 
cherheitspolitik in Essen und gefrag
ter Experte im Sicherheitswesen, er
öffnete den Reigen interessanter The
men mit seinen Ausführungen zur 
Frage "Ist Deutschland vom Terror 
bedroht?". Er bezog sich auf die Neu
konzeptionierung des militanten Is
lamismus und dessen Bedeutung 
für die Abwehr terroristischer Gefah
ren in Deutschland. "Der Terror mit
ten in Istanbul, im Herzen eines pro
westlich orientierten Staates, hat er
neut mit brutaler Deutlichkeit gezeigt, 
dass sich schon morgen ein ähnli
ches Schreckensszenario in den Me
tropolen der EU ereignen kann . Auch 
für Deutschland kann keine Entwar
nung gegeben werden - trotz fehlen
der und gesicherter Erkenntnisse 
über unmittelbar bevorstehende An
schläge auf konkrete Ziele. Polizei und 
Verfassungsschützer gehen davon 
aus, dass Deutschland als Ruhe- und 
Vorbereitungsraum für militante Isla
misten genutzt wird. Und die von 
Politikern stets wiederholte These 
von der "hohen abstrakten Gefähr
dung" klingt wenig konkret und ne
bulös. Gefährdet sind amerikanische, 
israelische, britische und auch Ein
richtungen prowestlich orientierter 
muslimischer Staaten . Islamisten zie
len auf alle Staaten, Länder und ihre 
Symbole, die in der so genannten 
Antiterror-Allianz stehen . Damit ist 
auch Deutschland gefährdet, 
wenngleich nicht Top-Adresse des 
Terrors - noch nicht. 

Vorhandene Sicherheit 
ist nicht spürbar 

Bestehende Konzepte und Aktivi
täten in Deutschland referierte der 

• 
I 

Direktor der Feuerwehr Frankfurt am 
Main, Professor Reinhard Ries, am 
Beispiel Frankfurt am Main über den 
"Brand- und Katastrophenschutz in 
einer deutschen Metropole - Mög
lichkeiten und Leistungsgrenzen" . 
"Aufgabe der konkreten Gefahrenab
wehr ist es, die eintretenden Notfälle 
nach Größe und Gefährlichkeit schnell 
zu analysieren und mit einer ange
messenen Zahl von Einsatzkräften 
und Einsatzmitteln die Gefahrensitua
tion zu beherrschen. Berücksichtigt 
man, dass vorhandene Sicherheit 
zunächst nicht spürbar ist, sondern 
nur mangelhafte Sicherheit im Scha
densfalle greifbar wird, verwundern 
auch politische Initiativen zur Ab
senkung des Sicherheitsniveaus 
kaum." 

Neue Strategie zum 
Schutz der Bevölkerung 

Dietrich Läpke, Leiter der Akade
mie für Krisenmanagement, Notfall
planung und Zivilschutz (AKNZ) in 
Bad Neuenahr-Ahrweiler, appellierte : 
"Krisenmanagement ist Chefsache -
die Vorbereitung auch." Wolfgang 
Weber, Leiter der Zentralstelle für Zi 
vilschutz im Bundesverwaltungsamt 
in Bonn-Bad Godesberg stellte die 
neue zivile Sicherheitsarchitektur 
Deutschlands - " Neue Strategie von 
Bund und Ländern zum Schutz der 
Bevölkerung" - vor. 

Eine Podiumsdiskussion zur Koor
dination von Zivil- und Katastrophen
schutz zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden schloss diesen informa
tiven Kongress ab. Die Kommunalen 
Spitzenverbände - einer davon ist der 
Deutsche Städte - und Gemeinde
bund - sollten in Zukunft noch enge
re Partner aller tätigen Ebenen und 
Stellen im Schutz- und Hilfeleistungs
system werden. Der Kongress hat 
eindeutig gezeigt, das der richtige 
Weg beschritten wird. • 
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Für lebenswerte 
Städte und Gemeinden 

von Dr. Gerd Landsberg, Geschäftsführendes Präsidia/mitg/ied 
des Deutschen Städte- und Gemeindebundes, Ber/in 

Sicherheit ist heute in besonderem Maße ein zentrales Thema der Bürger. 
Viele Ereignisse in der jüngsten Zeit zeigen uns, wie wichtig es ist, auch in 
den Kommunen über Strategien, Konzepte und Instrumente zu verfügen, 
die die Bürger und die Infrastruktur schützen. Das gilt für die Sicherheit auf 
Straßen, Wegen und Plätzen genauso wie in Schulen und sonstigen öffent
lichen Einrichtungen. 

Dr. Gerd Landsberg hielt diesen 
Vortrag im Rahmen einer DStGB
Konferenz am 4. März 2004 in 
Mainz-Finthen. 

Das Zusammenleben der Men
schen in den Städten und Gemein
den wird ganz wesentlich von Fra
gen der Sicherheit geprägt: Wie si 
cher fühle ich mich in meiner Stadt? 
Was tut die Verwaltung für die Si
cherheit? Dies sind Fragen, die Bür
ger, Unternehmer und Besucher in 
den Städten und Gemeinden immer 
stärker bewegen. 

Unsicherheiten schüren Ängste. 
Ängste lähmen die Menschen und 
verringern auch das Vertrauen in die 
Politik. Fragen der Sicherheit haben 
Auswirkungen auf alle Lebensberei
che . Gleiches gilt für die Unterneh
men. Städte und Gemeinden tragen 
in besonderem Maße Verantwortung 
für die Sicherheit ihrer Bürger, Städ
te und Gemeinden. 

Kommunen, in denen sich die 
Menschen unsicher fühlen, verlieren 
an Attraktivität - ihre wirtschaftliche 
Entwicklung ist auf Dauer gefährdet. 

Es ist aber nicht nur die Angst vor 
Terror, die uns lähmt, sondern auch 
die vielfach fehlende Sicherheit im 
Alltag, die sich oftmals an Kleinigkei 
ten festmachen lässt. Viele Dinge lau
fen hier zusammen . Kriminalität, Ge
walt, Hass und Fremdenfeindlichkeit 
schüren ebenfalls Unsicherheiten. 
Menschen, die sich in Städten und 
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Gemeinden unsicher fühlen, ziehen 
sich häufig zurück in ihre eigenen vier 
Wände. Eine solche Abgrenzung ist 
für eine Stadt fatal. Kommunen le
ben von der Offenheit und der Bür
gerkommunikation. Oder anders aus
gedrückt: Sichere Städte führen zu 
mehr Lebensqualität der Menschen 
und zu mehr Wachstum. 

Zunehmende Angst 
vor Terror 

Die Bedrohungslage ist in jüngs
ter Zeit vielfältiger geworden. Allem 
voran steht die Angst vor dem Ter
ror. Weltweit agierende Terrornetz
werke arbeiten in ihrer Logistik so 
professionell wie globale Unterneh
men. Sie nutzen moderne Informati
ons- und Kommunikationstechniken 
wie das Internet zum Austausch von 
Botschaften. Sie bereiten sich oft jah
relang in so genannten Ruheräumen 
vor, um dann gezielt Anschläge zu 
verüben . Fanatismus, Hass und Into
leranz sind es, die diese Menschen 
prägen und sie damit auch unbere
chenbar machen . Überall kann der 
Terrorismus auftauchen. 

Die Formen des Terrors erweitern 
sich ständig . Vor wenigen Tagen ging 
in Japan ein Prozess gegen Anhän
ger der AUM-Sekte zu Ende, die vor 
drei Jahren biologische Anschläge 
auf eine U-Bahn in Tokio ausgeübt 
haben . Mehrere Tote und über 3.000 
Verletzte waren damals zu beklagen. 

Die modernen Infrastrukturen wie 
U-Bahnen oder Verkehrsknotenpunk-

Dr. Gerd Landsberg, Geschäftsführendes 
Präsidia/mitg/ied des DStGB 

te sind besonders anfällig für An
schläge. Das gilt auch für die Infor
mationstechnik sowie für die Wasser
oder Energieversorgung. Die Kom
plexität und Abhängigkeit der Syste
me ist in den vergangenen Jahrzehn
ten rapide gewachsen. Wasserwerke 
versorgen oft Tausende von Men
schen mit Frischwasser. Biochemi
sche Angriffe auf solche Systeme 
könnten verheerende Folgen haben. 

Bedrohung wächst mit 
zunehmender Vernetzung 

Aber auch unterhalb der Schwelle 
des Terrors zeichnen sich neue For
men der Bedrohung hoch entwickel 
ter Volkswirtschaften ab. So genann
te Computerangriffe mit Viren legen 
ganze Unternehmen lahm. Experten 
beziffern die Schäden in Milliarden
höhe. Schutzmaßnahmen helfen we
nig . Immer wieder gelingt es Fanati 
kern, neue Viren zu entwickeln und 
auf die Reise um den Globus zu schi 
cken . 

Das Thema Sicherheit tritt bei uns 
in Deutschland auch bei Naturkatas
trophen in Erscheinung . Ich erinnere 
an die große Flut im Jahr 2002 im ~ 
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Osten Deutschlands. Tausende von 
Menschen verloren ihr Hab und Gut 
und mussten praktisch von vorn an
fangen . Behörden und Hilfsorganisa
tionen arbeiteten Tag und Nacht, um 
die Schäden möglichst gering zu hal
ten. Mit einer beispiellosen Solidari
tät haben Menschen, Unternehmen, 
Staat und Kommunen damals gehol
fen . Der Deutsche Städte- und Ge
meindebund hatte eine Fluthilfebör
se im Internet aufgebaut, über die 
mehr als eine Millionen Euro an Spen
den von Unternehmen und Gemein
den für die betroffenen Kommunen 
gespendet wurden. 

Es stellt sich die Frage, ob wir in 
Deutschland auf derartige sicher
heitsrelevante Ereignisse und Kata
strophen vorbereitet sind? 

Unmittelbar nach den Ereignissen 
in New York hat der Bund damit be
gonnen, durch spezielle Gesetze dem 
Terror den Kampf anzusagen. Bisher 
wurden zwei Terrorpakete verab
schiedet. Trotz aller Bemühungen 
fehlt es aber in Deutschland an einer 
einheitlichen Sicherheitspolitik. 

Der neue BKA-Chef Ziercke sagte 
bei seiner Amtseinführung: "Ange
sichts der Bedrohungen durch den 
internationalen Terrorismus geraten 
die bisher erfolgreichen Strukturen 
der deutschen Sicherheitsbehörden 
an ihre Grenzen. Veränderungen sind 
dringend notwendig". 

Menschen wollen 
geschützt werdenfaktor 

Es fehlt ein einheitliches Führungs
system zwischen Bund und Ländern. 
Immer noch wird zu stark in Bund
Länder-Kategorien gedacht. Gerade 
beim Thema Sicherheit können wir 
den Bürger aber nicht in Kommunal-, 
Landes- und Bundesbürger aufteilen. 
Der Bürger will vom Staat vor Gefah
ren geschützt werden, egal in wes
sen Zuständigkeitsbereich er lebt. 

Die Innenministerkonferenz der 
Länder hat damit begonnen, dieses 
Problem zu lösen. Notwendig ist eine 
intensivere Kooperation zwischen 
Bundeskriminalamt, Bundesgrenz
schutz, Zoll, den Nachrichtendiens
ten und den Bundesländern. 

Auch die Städte und Gemeinden 
müssen in ganzheitliche Konzepte mit 
eingebunden werden, denn dort fin
den die Ereignisse unmittelbar statt. 
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Zur Sicherheitsanalyse und zur Ein
schätzung von Gefahren brauchen wir 
künftig ein Gefahrenregister, das Ge
fahren und Anforderungen auf Grund 
von Natur- und Umweltkatastrophen, 
Technologieunfällen sowie auf Grund 
von Terrorismus, Sabotage und At
tentaten erfasst. Massenveranstaltun
gen, symbolträchtige Anlagen oder 
besondere Verkehrsknotenpunkte 
müssen dort aufgeführt werden . Der 
Bund muss Expertengruppen be
sonders auf dem Gebiet biologischer 
und chemischer Angriffe aufbauen 
und verfügbar halten. 

Vor allen Dingen brauchen wir 
eine bessere Kommunikation der Si
cherheitsakteure untereinander. 

Deutschland ist nach Albanien das 
einzige Land in Europa, in dem Poli
zei, Bundesgrenzschutz und Rettungs
kräfte wie die Freiwillige Feuerwehr 
unterschiedliche und veraltete Kom
munikationssysteme einsetzen. Die 
Organisationen können im Falle einer 
Katastrophe nur unter erschwerten 
Bedingungen miteinander kommuni
zieren. Bisher scheitert die Einführung 
des digitalen Funks an der Kosten
verteilung zwischen Bund und Län
dern. 

Das ist ein Skandal, den wir uns 
nicht länger leisten können . Während 
der Flutkatastrophe in Sachsen muss
ten Feuerwehrleute auf ihre privaten 
Handys zurückgreifen, weil ihr Funk
system nicht funktionierte bzw. mit 
anderen Einheiten nicht kompatibel 
war. Dadurch entstehen Zeitverlus
te, die nicht hingenommen werden 
können. 

Verbessert werden muss auch das 
Warnsystem. In einigen Bereichen 
Deutschlands gibt es nur Sirenen, um 
die Bevölkerung zu warnen. Mobil 
funk, Internet und Radiosendungen 
sind hier ergänzende Maßnahmen. 

Das alles wird Geld kosten. In den 
vergangenen Jahren sind die Mittel 
für den Zivil- und Bevölkerungsschutz 
massiv gekürzt worden. Darunter ha
ben viele Hilfsorganisationen wie das 
THW gelitten . Ihr Fahrzeugpark ist 
häufig älter als die Helfer selbst. Auch 
die Städte und Gemeinden brauchen 
finanzielle Mittel, um Sicherheitskon
zepte umzusetzen . Personal muss 
geschult, Mess- und Diagnostikmög
lichkeiten müssen verbessertwerden. 

In den USA wurde nach den An
schlägen in New York und Washing-

ton damit begonnen, die zersplitterte 
Struktur von über 150 Behörden und 
Einrichtungen unter einem neuen 
Dach, dem Ministerium für Homeland 
Security zusammen zu fassen. Das 
mit diesen Aufgaben beauftragte Mi
nisterium koordiniert alle landeswei
ten Aktivitäten im Bereich der Sicher
heit in den USA. Auf der Prioritäten
skala steht das Thema Sicherheit in 
der Innenpolitik an erster Stelle. 

Deutschland muss weitere An
strengungen im Kampf gegen den 
Terror übernehmen. Verbessert wer
den muss auch die polizeiliche Zu
sammenarbeit in Europa. Dazu zäh
len die Weiterentwicklung von Euro
pol, die Asylpolitik und die Verwen
dung von biometrischen Standards 
in Visa und Reisepässen. Dem Terro
rismus muss der Boden entzogen 
werden. 

Sicherheit als Standortfaktor 
Neben den globalen Bedrohungen 

geht es aber auch um die Sicherheit 
vor Ort. Immer mehr Städte und Ge
meinden in Deutschland erkennen, 
dass Sicherheit für sie ein wichtiger 
Standortfaktor ist. Der Wohnwert ei
ner Stadt sinkt, der Wegzug der Be
völkerung mindert auch die städti
schen Einnahmen bei gleich bleiben
der Kostenbelastung, wenn die Si
cherheit gefährdet ist. 

Dort, wo Menschen Angst haben, 
in den frühen Abendstunden zum Ein
kaufen zu gehen oder die Stadt zu 
besuchen, weil fehlende Straßen be
leuchtungen an Unterführungen oder 
Haltestellen fehlen, hat dies auch un
mittelbare Auswirkungen auf die ört
liche Wirtschaft. Unternehmen sie
deln sich im Zweifel mit ihren Läden 
woanders an. Bürger, die abends an 
einem Kurs der Volkshochschule teil
nehmen möchten, sich aber unsicher 
fühlen, aus einem kleinen Nachbar
ort mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
in die Stadt zu fahren, werden im 
Zweifelsfall den Kurs nicht besuchen. 

Sicherheit in den Städten und Ge
meinden zu gewährleisten, ist eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 
Dazu gibt es eine ganze Reihe von 
Instrumenten . Neben den gesetzli
chen Rahmenbedingungen über die 
Einrichtung von Kriminalpräventions
räten bis hin zu Kooperationen mit 
der örtlichen Wirtschaft und den 
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Schulen zählen Aktionsprogramme 
für eine sichere Stadt genauso dazu 
wie die Förderung des Dialogs der 
Kulturen. 

Ganz entscheidend ist es, dass die 
Städte und Gemeinden in ihren Leit
bildern und Umsetzungsplänen sich 
klar zu mehr Sicherheit bekennen, 
entsprechende Maßnahmen einleiten 
und die Bevölkerung darüber infor
mieren. 

Maßnahmen des 
Deutschen Städte
und Gemeindebundes 

Um die Rahmenbedingungen zu 
verbessern, fordert der Deutsche 
Städte- und Gemeindebund den ver
stärkten Einsatz von polizeilicher Vi
deoüberwachung an Schwerpunkten 
der Kriminalität. Ob und in welchem 
Umfang dies geschieht, sollte vor Ort 
zwischen Kommune und Polizei ent
schieden werden. Die Städte und 
Gemeinden wollen eine Zusammen
arbeit zwischen Polizei und Kommu
nalbehörden im Sinne einer Partner
schaft für mehr Sicherheit. Wichtig 
ist dabei die Zustimmung der Bevöl 
kerung . Eine so lche Aktion muss 
durch Öffentlichkeitsarbeit begleitet 
und für Jedermann erkennbar sein . 

Ebenso setzen wir uns dafür ein, 
dass Graffiti und Vandalismus bes
ser bekämpft werden können . Ver
unstaltungen durch Graffiti im öffent
lichen Raum verursachen hohe Schä
den an Einrichtungen der Städte und 
Gemeinden. Zur Verfolgung insbe
sondere von Mehrfachtätern, zur Ver
deutlichung des Unrechts und zur jus
tiziellen Unterstützung der kommu
nalen Präventionsbemühungen hal
ten wir Gesetzesänderungen für not
wendig, durch die die strafrechtliche 
Verfo lgung von Graffiti-Schmiererei
en erleichtert werden kann. 

Bereits vor drei Jahren hat der 
Deutsche Städte- und Gemeindebund 
gemeinsam mit der Gewerkschaft der 
Polizei ein 20-Punkte-Papier für mehr 
Sicherheit in Städten und Gemein
den vorgelegt. Vorgeschlagen haben 
wir unter anderem die Einrichtung von 
Präventionsräten und die Vereinba
rung von Sicherheitspartnerschaften 
mit der Polizei und der Wirtschaft. 
Hieran ha lten wir weiter fest. Unter 
der Überschrift "Wie können wir die 
Sicherheit in unserer Stadt oder Ge-
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Zehn Punkte für eine sichere Kommune 
• Im Rahmen der Terrorbekämpfung muss die Zusammenarbeit der 

Behörden und Einrichtungen verbessert werden. Notwendig ist ein neues 
umfassendes Sicherheitsmanagement, in das alle Beteiligten einschließ
lich der Städte und Gemeinden einbezogen werden . 

• Städte und Gemeinden müssen ihre vorhandenen Sicherheitskon
zepte kritisch überprüfen und - wo notwendig - erneuern. Dazu zählen 
zum Beispiel die Identifizierung von kritischen Infrastrukturen und der ver
stärkte Schutz derartiger Einrichtungen. 

• In mittleren und größeren Kommunen ist ein Notfall- und Krisenma
nagement aufzubauen. 

• Der Schutz der Bürger vor Kriminalität und Gewalt muss konsequent 
verbessert werden. 

• Die Anstrengungen zur Gewaltprävention und zur Ächtung von Ge
walt sind in Bund, Ländern und Gemeinden gemeinschaftlich zu verstär
ken. 

• Für die Verfolgung und Bekämpfung von Graffiti-Unwesen und Van
dalismus sind die strafrechtlichen Verfolgungsvoraussetzungen zu ver
bessern. 

• Für Bürger und Wirtschaft sind AnlaufsteIlen zu schaffen, wo sie sich 
informieren, aber auch Anregungen einbringen können. 

• Gemeinsam mit dem örtlichen Einzelhandel und der Wirtschaft sind 
Sicherheitspartnerschaften anzustreben und zu vereinbaren . 

• Einmal jährlich sollte die Stadtverwaltung zu einer Sicherheitskonfe
renz einladen, um mit allen Akteuren das Thema Sicherheit zu diskutieren 
und die Maßnahmepläne aktua lisieren. 

• Städte und Gemeinden sollten ihren Erfahrungsaustausch unterein
ander verbessern. Viele Informationen und Services können auch global 
aufgelegt und in der jeweiligen Gemeinde verfügbar gemacht werden. 

Die Zukunft der Städte und Gemeinden hängt nicht zuletzt von Qualität 
der Sicherheit ab. Sorgen wir für eine Zukunft, die es uns, unseren Kindern 
und Enkeln möglich macht, in einer sicheren und gleichzeitig freien Welt 
zu leben. 

meinde verbessern?" haben viele 
Kommunen begonnen, so genannte 
Sicherheitskonzepte aufzustellen. Ein
bezogen werden die Polizei, die Wirt
schaft, Schulen, soziale Einrichtungen 
und weitere Behörden. Maßnahmen
pläne, etwa zur Verbesserung der Be
leuchtung an Unterführungen oder 
Haltestellen, werden öffentlich ge
macht. Bürger geben Anregungen aus 
ihrer unmittelbaren Ortskenntnis. 

Diese Maßnahmen dürfen jedoch 
nicht dazu führen, dass die Länder 
auf Grund verbesserter Sicherheits
lagen die Polizei aus der Fläche ab
ziehen und Wachen und Polizeistati 
onen schließen. Die Präsenz der Po
lizei ist ein wesentlicher Baustein der 
Sicherheitsbemühungen der Kom 
munen. Ich warne davor, die sicht
bare Präsenz der Polizei durch uni
formierte Kräfte in den Kommunen 
zu verringern. An wichtigen Brenn
punkten muss die Polizei gesehen 

werden und mit Fuß- und Fahrrad
streifen den Kontakt zu den Bürgern 
herstellen . Polizisten in der Stadt 
üben durch ihre Anwesenheit eine 
wichtige Funktion für mehr Sicher
heit aus. Insbesondere ist es nicht 
vertretbar, dass Polizeiwachen im 
ländlichen Raum vermehrt geschlos
sen werden und bis zum Eintreffen 
der Polizei am Ort einer Straftat zum 
Teil mehr als 30 Minuten vergehen 
können. 

Vollkommene Sicherheit 
gibt es nicht 

Eine vollkommene Sicherheit gibt 
es nicht. Wichtig ist es, die Risiken zu 
erkennen, sie möglichst klein zu hal
ten, sich aber auch auf Angriffe ein
zustellen. Auch sollten sich Bund , 
Länder, Kommunen, Wirtschaft und 
wissenschaftliche Einrichtungen bes
ser koordinieren. • 
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Humanitäre Hilfe 

Neue Wege der Gen~ 
Zehn Jahre nac 1 

von Klaus Liebetanz, Verden 

Vom 5. bis 7. März 2004 fand in der 
Evangelischen Akademie Loccum 
eine internationale Tagung zum The
ma "Zehn Jahre danach: Völker
mord in Ruanda" statt. Zu den Teil
nehmern zählten betroffene Tutsis 
und Hutu sowie international be
kannte Experten, unter ihnen Gene
ral EiseIe, der ehemalige Assistent 
von Kofi Annan, welcher seinerzeit 
für die Peacekeeping-Einsätze der 
Vereinten Nationen (VN) verant
wortlich war. In der abschließenden 
Gesprächsrunde ging es um die Fra
ge: "Wie sehen heute die Voraus
setzungen und Möglichkeiten für 
Prävention und Verhinderung von 
Völkermord aus?" 

Dr. Winrich Kühne, Direktor des 
Zentrums für internationale Friedens
einsätze in Berlin, der selbst in der 
Auswertungsabteilung der VN-Ein
sätze (Lessons Learned Unit) teilge
nommen hat, führte aus, dass durch 
die Ergebnisse des Brahimi-Reports 
eine wesentliche Verbesserung der 
Handhabung von Instrumenten der 
Agenda for Peace erreicht wurde. 
Dies bezieht sich im Wesentlichen auf 
ein realistisches und robustes Man
dat von Blauhelmeinsätzen. Die Hilf
losigkeit von Bauhelmsoldaten, wie 
sie in Ruanda und Srebrenica zu beob
achten war, darf sich nicht wieder
holen. Weiterhin stellte er fest, dass 
die Bereitstellung von qualifizierten 
Truppen für VN-Einsätze durch Ein
zelstaaten gewachsen ist. Noch in 
diesem Jahr wird es eine ausrei
chend starke VN-Truppe im Sudan 
und in Sierra Leone geben, die den 
Friedensprozess absichern wird. Bei
de Länder waren und sind genozid
gefährdet. 

General Eiseie dämpfte allerdings 
allzu große Erwartungen an die VN 
und den Sicherheitsrat mit dem Hin
weis, dass "die Vereinten Nationen 
keine Gemeinschaft der ,gutwilligen 
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Menschen' seien, sondern eine Zweck
gemeinschaft von Staaten zur Durch
setzung ihrer jeweiligen nationalen 
Interessen." 

Annans neue Initiative 
zur Genozidprävention 

Dr. Thomas Zahneisen vom Grund
satzreferat "Globale Fragen des Aus
wärtigen Amtes" berichtete über 
neue Ideen, die der VN-Generalsek
retär Kofi Annan auf dem Internatio
nalen Forum Genozidprävention in 
Stockholm im Januar 2004 entwickelt 
hat. Annan wolle einen Sonderbe
richterstatter zur Genozidprävention 
(Special Rapporteur), der dem Sicher
heitsrat direkt berichten solle. Darü
ber hinaus solle eine Klärungsstelle 
(Clearing House) eingerichtet wer
den, wo auch die zahlreichen bei der 
VN akkreditierten NGOs (ca. 2.500) 
Zugang haben sollen. 

Zivile Konfliktbearbeitung 
Ein zweiter, nicht weniger erfolg

reicher Weg zur Genozidprävention 
ist die zivile Konfliktbearbeitung . Die
se geht von der wissenschaftlich ge
sicherten Erkenntnis aus, "dass ein 
Völkermord nicht vom Himmel fällt" 
(Barbara Lochbihler, Generalsekretärin 
von amnesty international Deutsch
land). Völkermorde müssen unter 
anderem propagandistisch vorberei
tet werden. Dazu hat der ehemalige 
Staatsminister für Kultur im Bundes
kanzleramt, Michael Naumann, bei der 
ersten Stockholm-Konferenz im Jahr 
2000 folgende Indikatoren zur Geno
zidfrüherkennung angegeben: 

• Werden Opfergruppen adres
senmäßig erfasst und/oder gekenn
zeichnet? 

• Wird Hasspropaganda (beispiels
weise in den Medien) betrieben, in 
der die vorgesehenen Opfer als töd
liche Gefahr für die Tätergruppe hin
gestellt werden, etwa als Ungeziefer, 
das vernichtet werden müsse? 

• Werden hohe Offiziere der Tä
tergruppe, die beim Töten nicht mit
machen wollen, ausgewechselt? 

• Tauchen Tarnbegriffe (Euphe
mismen) für die geplanten Tötungen, 
wie ethnografische Säuberung, auf? 

• Werden spezielle Mordeinheiten 
(Paramilitärs, Jugendverbände) auf
gestellt und ausgebildet? 

• Tauchen Flüchtlinge ohne typi
sche Fluchtanlässe wie Hungersnöte 
und/oder Naturkatastrophen auf? 

Genozidfrüherkennung 
im Auswärtigen Amt 

Auf Initiative von Christa Nickels 
(Bündnis gO/Grüne), Vorsitzende des 
Bundestagsausschusses "Menschen
rechte und Humanitäre Hilfe", erhebt 
das Auswärtige Amt seit 2003 auch 
Informationen über Entwicklungen, 
die längerfristig Genozid-Risiken bil
den können. Dabei handelt es sich 
um Hinweise auf sich abzeichnende 
schwere systematische Menschen
rechtsverletzungen gegen nationale, 
rassische oder religiöse Gruppen. 
Das Auswärtige Amt wird über die 
Ergebnisse im Bundestagsauschuss 
"Menschenrechte und Humanitäre 
Hilfe" berichten. Christa Nickels er
läuterte diesen Ansatz mit Bezug auf 
medizinische Notfälle: Auch auf der 
Intensivstation im Krankenhaus gebe 
es bestimmte Indikatoren, die beim 
Eintreffen gezielte ärztliche Maßnah
men erforderlich machten. Die enga
gierte Katholikin Christa Nickels ist ein 
Glücksfall für den Deutschen Bundes
tag, weil sie sich trotz der enormen 
Belastung als Ausschussvorsitzende 
eine natürliche Menschlichkeit be
wahrt hat. 

Genozidprävention 
im Deutschen Bundestag 

Am 3. März dieses Jahres wurde 
die Bundesregierung (Auswärtiges 
Amt und Bundesministerium für wirt
schaftliche Zusammenarbeit und Ent-
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Humanitäre Hilfe 

~idprävention 
:lem Völkermord i R a da 

wicklung) zum ersten Mal im Bundes
tagsausschuss "Menschenrechte und 
Humanitäre Hilfe" über die Früher
kennung von Genoziden unterrichtet. 
Aus aktuellem Anlass referierte Dr. 
Peter Wittig, stellvertretender Leiter 
der Abteilung "Globale Fragen und 
Vereinte Nationen" des Auswärtigen 
Amtes, über die oben angesproche
nen Ergebnisse und Folgen der 
Stockholm-Konferenz zur Genozid
prävention vom Januar 2004. 

Aus dem Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) berichtete Regie
rungsdirektorin Christine Toetzke, 
Leiterin des Referats "Friedensent
wicklung und Krisenprävention" (210), 
von einem Indikatorenkatalog zur Er
fassung von Konfliktpotenzialen in 
Partnerländern der Entwicklungszu
sammenarbeit. Dieserwird durch das 
"Deutsche Institut für Überseefor
schung" in Hamburg für 86 Länder 
erstellt. Die Forschungsergebnisse 
dienen in erster Linie dem internen 
Gebrauch im BMZ zur Anpassung und 
Verbesserung der Entwicklungszu
sammenarbeit mit bestimmten Län
dern. Mit diesem Indikatorenkatalog 
werden auch eine Reihe von Risiko
faktoren erfasst, die zu einem Völker
mord führen können. Der Ansatz die
ses Katalogs ist jedoch sehr viel brei
ter konzipiert. 

Finanzierung von 
Antigenozidmaßnahmen 

Seit 1999 wurden vom Auswärti
gen Amt, Abteilung Globale Fragen, 
Referat GF 02, mehr als 220 Projekte 
aus dem Förderprogramm zur Unter
stützung internationaler Maßnahmen 
der Krisenprävention, Friedenserhal
tung und Konfliktbewältigung mit 
mehr als 20 Millionen Euro gefördert. 
Das Auswärtige Amt stützt sich dabei 
auf die Fachkompetenz seines Insti
tuts für Auslandsbeziehung en mit 
dem Projekt Zivile Konfliktbearbei 
tung (zivik) . Die unterstützten Nicht-
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Gedenken an den Völkermord in Ruanda: Eine Blume liegt im August vergangenen 
Jahres auf den mumifizierten Überresten eines getöteten Menschen in der Murambi 
Technical School in Murambi (Ruanda). Die Schule ist heute ein Mahnmal für den 
Völkermord in Ruanda. Bei der Gewaltorgie vor zehn Jahren wurden innerhalb von 100 
Tagen etwa 800.000 Menschen getötet. 
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Was Parlamentarier und NGOs tun können: 
Da die Initiatoren eines möglichen Völkermordes erfahrungsgemäß 

großen Wert darauf legen, dass ihre Pläne im Geheimen und abseits der 
(Welt-) Öffentlichkeit bleiben, ist es dringend erforderlich, Öffentlichkeit 
herzustellen. Dies kann beispielsweise auf folgende Weise geschehen: 

• Delegationsreisen von Ausschüssen oder Parlamentariergruppen des 
Bundestages in die genozidgefährdete Region, um sich vor Ort zu infor
mieren; 

• Informationsveranstaltungen in Deutschland und/oder in der betrof
fenen Region mit lokalen und ausländischen Menschenrechtsorganisati
onen, mit Kirchen und anderen religiösen und kommunalen Führern zur 
Genozidgefährdung; 

• Weitergabe von Informationen an Medien und Organisationen. 

Mögliche Maßnahmen des Auswärtigen Amtes und/ 
oder des BMZ: 

• Erstellen einer detaillierten Länderanalyse; 
• Bilden einer Menschenrechts-Monitoring-Gruppe mit befreundeten 

und gleichgesinnten Geberländern (beispielsweise wie in Guatemala); 
• Konditionierung von finanzieller Unterstützung; 
• Abstimmung in der EU-Menschenrechtsgruppe. 

regierungsorganisationen haben in 
über 80 Ländern der Welt spezifisch 
angepasste Ansätze zur Krisenbewäl
tigung entwickelt. Dazu gehörten un
ter anderem Begegnungsseminare 
für Konfliktparteien über begleitende 
Prozesse zur Ermöglichung einer 
friedlichen Koexistenz in Krisenregi 
onen bis hin zur Erstellung von Hand
lungsoptionen für Regierungen in Kri 
sen ländern. Eine strikte Trennung von 
Ziviler Konfliktbearbeitung und Men
schenrechtsprojekten ist jedoch rea
litätsfremd, da schwere Menschen
rechtsverletzungen häufig Ursache 
für Konflikte sind. 

Titel für Menschenrechte 
Ferner hat der Arbeitsstab Men

schenrechte des Auswärtigen Amtes 
einen Titel für allgemeine Menschen
rechtsfragen. Dieser Titel unterstützt 
finanziell die VN -Menschenrechts
kommission in Genf und hat bislang 
keine konkreten Antigenozidprojekte 
von NGOs finanziert. 
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Ziviler Friedensdienst (ZFD) 
Der vom BMZ finanzierte Zivile 

Friedensdienst ist ein Instrument der 
zivilen Krisenprävention. Es wurden 
bislang bereits 167 Friedensfachkräf
te für mehrjährige Einsätze ausgebil 
det und entsandt sowie für entspre
chende Begleitmaßnahmen ca . 58 
Millionen Euro bereitgestellt. Die Auf
gabe des zivilen Friedensdienstes 
liegt auf folgenden Bereichen : 

• Stärkung von Friedenspotenzi
alen mit lokalen Partnern unter ande
rem durch vertrauensbildende Maß
nahmen ; 

• Vermittlung bei Konflikten zwi
schen Angehörigen von Interessen
gruppen, Ethnien oder Religionsge
meinschaften; 

• Beiträge zur Versöhnung und 
zum Wiederaufbau. 

Die Art der Ausbildung der Frie
densfachkräfte in Mediation und Ver
mittlung ist in besonderer Weise ge
eignet, zur Minderung der Genozid
gefährdung beizutragen. 

Defibrillatoren 

Kampf dem Herztod 
Jährlich sterben über 130.000 

Menschen am plötzlichen Herztod, 
bevor sie eine Klinik erreichen. Durch
schnittlich 80 Prozent aller Fälle wei 
sen ein Kammerflimmern auf. das 
durch schnelle Behandlung mit einem 
Defibrillator (Defi) wirksam behandelt 
werden kann . Ein wesentlicher Schritt 
bei der Aktion "Kampf dem Herztod" 
gelang dem DRK-Kreisverband Schwä
bisch Gmünd im baden-württember
gischen Ostalbkreis, der für die hoch
empfindlichen Defis ein Außendepot 
- eine Art Container zur Aufbewah
rung - entwickelte. 

In den USA sind Defis ähnlich wie 
in Deutschland Feuerlöscher flächen
deckend installiert. Auch in Deutsch
land wächst die Bereitschaft von Un
ternehmen, Vereinen und Kommu
nen, einen oder mehrere Defis anzu
schaffen . Was aber, wenn der Bank
vorraum, das Kaufhaus, das Muse
um, die Sporthalle, wo die lebensret
tenden Geräte installiert sind, abends 
nicht mehr zugänglich sind? 

Das DRK Schwäbisch Gmünd ent
wickelte deshalb zusammen mit dem 
Stuttgarter Unternehmen Engelund
LöwEntwicklungen ein Defi-Außen
depot, das mit Hilfe eines personali 
sierten Chips geöffnet werden kann. 
Der Chip speichert außerdem alle re
levanten Daten und kann eine Mel
dung an die nächste Rettungsleitstel
le absetzen. Gleichzeitig können Un
bekannte das Gerät weder entwen
den noch das Depot ohne weiteres 
zerstören. 

Mittlerweile sind im Ostalbkreis 
108 Defis installiert. 
Mehr Infos : Tel. : (0 71 71) 350629 
www.drk-schwaebisch-gmuend.de 
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HIV 

WHO, UNAIDS und 
Robert Koch-Institut 
tagten in Berlin 

Die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) und das AIDS-Programm der 
Vereinten Nationen (UNAIDS) haben 
die Defizite in der medikamentösen 
Behandlung von Menschen mit HIV 
und AIDS thematisiert. Mit der Initia
tive ,,3 by 5" soll es gelingen, drei 
Millionen HIV-Infizierte in Entwick
lungsländern bis zum Jahr 2005 den 
Zugang zu einer effektiven antivira
len Therapie zu ermöglichen. 

Der Zugang zur Therapie ist nicht 
nur in Afrika ein Problem. Auch in 
Osteuropa erhält bislang nur ein 
Bruchteil der HIV/AIDS-Patienten die 
lebenserhaltenden Medikamente. Als 
regionales Ziel soll daher nach den 
Vorstellungen der WHO die Zahl der 
mit antiviralen Medikamenten behan
delten Patienten in 22 Ländern Ost
europas und Mittelasiens bis 2005 auf 
100.000 steigen. (idw) 
www.rki.de/lNFEKTlAIDS STD; 
AZ.HTM 

Brandmeldeanlagen 

DIN 14675 ist 
jetzt Pflicht 

Unternehmen, die Dienstleistun
gen rund um Brandmeldeanlagen er
bringen, müssen nachweisen, dass 
sie die Forderungen der DIN 14675 
erfüllen. Darauf weist die TÜV SÜD 
in München hin. Die Norm fordert 
unter anderem die Dokumentation 
von Fachkenntnissen sowie den 
Nachweis eines Qualitätsmanage
ment-Systems. 

Die Norm erfasst alle BrandmeIde
anlagen, über die die öffentliche Feu
erwehr alarmiert wird - zum Beispiel 
für Bürogebäude, Hotels, Produkti
onsbetriebe, Krankenhäuser, Theater, 
Veranstaltungshallen oder Tiefgara
gen . Wer sich um Aufträge von staat
licher oder kommunaler Seite be
wirbt, kommt an der DIN 14675 nicht 
vorbei. Auch immer mehr private 
Bauherren und Facility Manager wer
den den Nachweis einer entsprechen
de Zertifizierung fordern. 
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Die TÜV Akademie bietet Semina
re an, in denen die Qualifikation zur 
"Hauptverantwortlichen Fachkraft für 
Brandmeldeanlagen" erlangt werden 
kann. Die aktuellen Termine stehen 
im Internet unter: 
www.Bildung4me.de 

SARS 

RKI als Teil des 
internationalen 
Netzwerks 

Das Robert Koch-Institut (RKI) ko
ordiniert seit Februar dieses Jahres 
für die Weltgesundheitsorganisation 
die qualitätssichernden Maßnahmen 
für die SARS-Diagnostik . Nach dem 
Ende der SARS-Epidemie im Juli 
2003 waren in den vergangenen Mo
naten in Asien erneut einige SARS
Fälle aufgetreten. 

Inzwischen hat das Robert Koch
Institut in mehreren Studien unter-

Messe 

sucht, wie es bei SARS zur Anste
ckung kommt, unter anderem bei me
dizinischem Personal, das in Deutsch
land mit SARS-Patienten Kontakt hat
te, und bei den Kontaktpersonen 
eines "Vielfliegers". Die Ergebnisse 
sind (zusammen mit einem Über
sichtsartikel zu den RKI-Aktivitäten 
bei SARS) im Epidemiologischen 
Bulletin Nr. 8 und Nr. 9/2004 publi 
ziert. Weitere Maßnahmen zur SARS
Surveillance in Deutschland sind auf 
den SARS-Internetseiten des Robert 
Koch-Instituts veröffentlicht. 

Das weltweite WHO-Labor-Netz
werk besteht aus etwa zwanzig La
boratorien, neben dem Robert Koch
Institut sind noch vier europäische 
Einrichtungen beteiligt, darunter das 
Bernhard-Nocht-Institut in Hamburg . 
Die Netzwerk-Mitglieder entwickeln 
die SARS-Diagnostik weiter und füh
ren bei Verdachtsfällen Bestätigungs
analysen durch. Außerdem werden 
Länder ohne ausreichende labordiag
nostische Kapazität unterstützt. (idw) 
www.rki.de 

FIREmobil lockt Feuerwehren 
zum Praxistraining 

Das Messekonzept der RETTmo
bil in Fulda wird ab diesem Jahr für 
Feuerwehrangehörige noch attrak
tiver. Mit der eigenen Sonderschau 
FIREmobil zeigt die jährliche Ret
tungsdienstmesse in Hessen (13. bis 
15. Mai 2004, Fulda) nicht nur neues
te Technik für den Brand- und Kata
strophenschutz, sondern bietet den 
Messebesuchern auch ein Bündel 
von Trainingsangeboten: Flash
over-Simulation, Fahren im Gelän
de, neue Eindringtechniken in ICE
Züge und Dekontamination von Ver
letzten sind einige der Angebote. 

Der Deutsche Feuerwehrverband 
ist Kooperationspartner der Sonder
schau. Außerdem beteiligt er sich 
am Kongressprogramm der RETT
mobil 2004: In den Themenblöcken 
"Unfall mit Massenverkehrsmitteln", 
"Rettungsdienst als Berufschance" 
und "Medienarbeit im Einsatz" wer-
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den Fachleute der Feuerwehren 
Grundlagenwissen und Praxistipps 
vermitteln. 
www.rettmobil.org 
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Klimakatastrophe 

Tuvalu wird untergehen 
Tonga, Fidji, Kiribati, Nauru, Sa

moa, Vanuatu, Tuvalu - in europäi
schen Ohren klingt das nach Urlaub. 
Blütenkränze, dem Gast umgehängt 
- weiße Sandstrände, Korallen, Atol
le, türkis-blaues Wasser, Palmen -
Attribute von Polynesien, idyllisch 
im Südpazifik gelegen. Tsunamis, 
bis zu 30 Meter hohe Wellen, Taifu
ne und Zyklone, die mit 250 Stun
denkilometern über die Wasserober
fläche hinwegfegen, ein kontinuier
lich ansteigender Meeresspiegel- so 
sieht die Schattenseite des Südsee
traums aus. 

Ein Staat hat Aufmerksamkeit er
regt : Tuvalu. Auf dem Klimagipfel 
von Johannesburg 2002 klagte der 
Premierminister Saufatu Sopoanga 
im Namen seiner 10.800 Bürger die 
USA und Australien an, verantwort
lich für den Untergang seiner Insel
republik zu sein . Die Weigerung, das 
Klimaprotokoll von Kyoto zu unter
zeichnen, die daraus resultierende 
globale Klimaveränderung und die 
ursächlich verantwortliche CO

2
-Zu

nahme sei "Völkermord", eine Klage 
werde erwogen . Ein Aufbäumen ge
gen die Schutzmächte, ein hoffnungs
loses Unterfangen, meinen selbst 
Umweltschutzverbände. 

Eine Insel verödet 
Dabei sprechen die Fakten für sich : 

Die Zyklone werden heftiger und häu
figer, allein im August und vier Mo
nate später im Dezember 2002 gin
gen weitere zehn Prozent der Strän
de und Uferbefestigungen an das 
Meer verloren. Von 1970 bis 2000 
stieg der Meeresspiegel um 20 Zen
timeter, und das Meer erwärmte sich 
um ein Grad. Die Wassertemperatur 
ist auf 32 Grad angestiegen, zu warm 
für die Korallen , die infolgedessen 
absterben. Daraus resultiert wiede
rum, dass salziges Meereswasser 
durch die Korallenriffe dringt und die 
Anbauflächen versalzt. Die Süßwas
serblasen - Voraussetzung des Über
lebens - und die Frischwasserbrun-
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nen versalzen und versiegen . Häu
ser, Wege, Felder stehen unter Was
ser, Felder und Plantagen sterben ab. 
Die Ernteausfälle betragen über 50 
Prozent. Auf dem Atoll Apuca wächst 
bereits nichts mehr, die Riffe versan
den, die Hurrican-Saison von Okto
ber bis März hat zunehmend drasti 
sche Auswirkungen. Und für die neun 
Atolle im zweitkleinsten Staat der 
Welt sehen die kommenden Jahre 
dramatisch aus. Bis 2050, so Klima
forscher und der Intercontinental Pa
nel on Climate Change, wird die Tem
peratur um zwei Grad wärmer und 
der Meeresspiegel um 50 Zentimeter 
ansteigen . Dann ist landunter in Tu
valu . Selbst die Hauptinsel Fujafuti, 
die immerhin bis zu vier Meter aus 
dem Wasser herausragt, verliert zu
nehmend besiedelbare Küstenstrei
fen . 

Nun hat Tuvalu erneut für politi 
sches Aufsehen gesorgt. Die Regie
rung des Inselstaates beantragte Asyl 
für seine Bewohner in Neuseeland 
und Australien . Unisono erklärten 

beide Nachbarn: "Wir sehen uns 
derzeit leider nicht dazu im Stande, 
der Bitte der Regierung von Tuvalu 
um die unbürokratische Aufnahme 
und Integration von Tausenden sei
ner Einwohner zu entsprechen ." 

Gotterbarmen für Tuvalu? 
Der Hilferuf der Menschen des 

einstigen Inselparadieses verhallt 
ungehört. Dies alles vermittelte das 
Bayrische Fernsehen am 4. Januar 
2004 in einem Film von Marianne 
Aschenbrenner und Bernd Niebrüg
ge. Feinfühlig, aufmerksam, authen
tisch; die Autoren waren auf Tuvalu, 
sprachen mit Polynesiern über 1.000 
Jahre Vergangenheit und 50 Jahre 
Zukunft. Die Klimakatastrophe holt als 
erstes Opfer eine ganze Nation. Wie 
lautet doch der Wahlspruch der In
selbevölkerung nach der Christiani
sierung im 19. Jahrhundert : "Tuvalo 
Mo Te Atua - Tuvalu für Gott! " 

Dr. Horst Schöttler 

Notfallvorsorge 1/2004 



Hochwasserschutz in Minutenschnelle 
dank aufquellender Sandsäcke - diese 
wurden auf der rescue im vergangenen 
Jahr vorgestellt. Auf Schnelligkeit kommt 
es in diesem Jahr ganz besonders an : bei 
der " rescue-Arena". 

rescue 

Retten um die Wette 
"Spannung pur" ist auf der rescue, 

Fachmesse für interdisziplinäre Zu
sammenarbeit im Rettungswesen, 
vom 2. bis 4. April 2004 in Stuttgart 
angesagt. Im Rahmen einer "rescue
Arena" treten Angehörige medizini
scher und technischer Rettungsorga
nisationen miteinander an, um im 
Wettstreit die schnellsten und erfolg
reichsten Retter zu ermitteln. "Wer 
befreit Verletzte am sichersten und 
effektivsten aus dem Autowrack?", 
"Wer spart bei der Reanimation le
bensrettende Sekunden?" - , so oder 
ähnlich lauten die Aufgaben, denen 
sich die Teilnehmer der "rescue-Are
na" stellen müssen. Vor allem aber 
soll die ansonsten fachliche Veran
staltung den Wettkämpfern und Be
suchern Spaß und Freude bringen -
der "Fun-Faktor" ist deshalb hoch 
angesetzt. 

Für die "rescue-Arena" wird im Ein
gangsbereich der Messehalle ein 
rund zwölf Meter langer Parcours 
aufgebaut. Anmelden können sich 
Angehörige aller Hilfs- und Rettungs
organisationen sowie interessierte 
Besucher direkt vor Ort. Die Teilnah
me an der "rescue-Arena" ist kosten
los. 

Notfallvorsorge 1/2004 

Wie Rettungskräfte der Feuerweh
ren und der Hilfs- und Rettungsdiens
te ganz real arbeiten, zeigt die Fach
ausstellung der rescue 2004 in Stutt
gart. Hier werden die neuesten Geräte 
und Materialien präsentiert, moder
ne Einsatzfahrzeuge gezeigt und 
darüber hinaus im Rahmen des Fach
kongresses die aktuellen Erfahrungen 
und Erkenntnisse von kompetenten 
Referenten vermittelt. (red) 

EUROSOLAR 

Tag der offenen Tür 
Am 5. Juni 2004 findet bei der Eu

ropäischen Vereinigungfürerneuerba
re Energien in Bonn ein Tag der offe
nen Tür statt, außerdem eine Informa
tionsveranstaltung mit dem Titel "World 
Renewable Energy Forum: Global Be
nefits and Policies" - quasi als Vorbe
reitung auf die Internationale Regie
rungskonferenz für Erneuerbare Ener
gien. Bundeskanzler Gerhard Schröder 
hatte diese auf dem Weltgipfel für nach
haltige Entwicklung 2002fürdiesesJahr 
in Bonn angekündigt. (Quelle: DKKV) 

Infos: www.eurosolar.org 
www. wcre. org 

Lesenswert 

Herfried Münkler: 
Der neue Golfkrieg 

Auf einen Frieden, der keiner war, 
folgte ein Krieg, über dessen Sie
ger nie ein Zweifel bestand. Freilich: 
Dem irakischen Diktator die Massen
vernichtungswaffen aus der Hand 
zu nehmen und Verbindungen des 
Terrors durchzuschneiden - das 
sind nicht die wirklichen Gründe der 
USA für diesen Krieg gewesen, wie 
Herfried Münkler in diesem Buch 
nachweist. Die Amerikaner hoffen 
nun, den Nahen Osten, seit Jahr
zehnten die Weltkrisenregion 
schlechthin, gewaltsam zu befrieden 
- wie Europa im Zweiten Weltkrieg. 
Mit ungewissem Ausgang. 

Auf jeden Fall zwingt der neue 
Golfkrieg die Europäer, von einer il
lusion Abschied zu nehmen, die sie 

Europäische Kommission 

Zentrum für 
Seuchen bekämpfung 
geplant 

Auf Vorschlag der EU-Kommissi
on hat das Parlament der Europäi
schen Union in erster Lesung die Er
richtung eines Europäischen Zen
trums zur Vorbeugung und Be
kämpfung von Seuchen als Reaktion 
auf sich immer stärker verbreitende 
Krankheiten wie Aids, SARS und 
Menigitis wie auch auf die Gefahr von 
Teorroranschlägen mit biologischen 
Stoffen wie Anthrax beraten. Das 
Zentrum soll seinen Sitz in Schwe
den haben und in enger Zusammen
arbeit mit der WeItgesundheitsorga
nisation die Bemühungen der EU
Staaten zur Eindämmung von Epi
demien und die entsprechenden For
schungsanstrengungen bündeln. 

Das Amt wird mit 35 Mitarbeitern 
starten ; innerhalb von zwei Jahren 
soll sich die Mitarbeiterzahl verdop
peln . Dafür werden in den ersten drei 
Jahren 48 Millionen Euro zur Verfü
gung gestellt. 

(Quelle : DKKV) 

nach 1989 lieb gewonnen haben: 
dass nun das Zeitalter der friedens
stiftenden UNO anbreche und die 
einzige Supermacht sich darin ein
binden lasse. Das Gegenteil ist der 
Fall: Die USA befreien sich von al
len Fesseln, die sie stören . Und 
Krieg ist wieder ein Mittel der Poli
tik. Nach diesem Krieg wird die Welt 
nicht mehr so sein wie zuvor. Wer 
wissen will, was die dramatischen 
Ereignisse am Golffür Deutschland, 
Europa, die USA und die UNO be
deuten, wird auf Herfried Münklers 
gründliche und .. 
kenntnisreiche Ana
lyse der Ursachen, 
Motive und Folgen 
des Krieges nicht 
verzichten können. 
(red) 
Rowohlt, 2003, 
160 Seiten, 
12,90 Euro 

Herfried MOnkler 

Der neue 
Golfkrieg 

33 



Personalia 

Rudolf Seiters an 
der Spitze des DRK 

Rudolf Seiters, der bedächtige Nie
dersachse aus Papenburg im Ems
land, wurde im November 2003 zum 
Nachfolger des Völkerrechtlers Knut 
Ipsen für drei Jahre ins Amt des Prä
sidenten des Deutschen Roten Kreu
zes gewählt. 122 Ja- und zwei Ge
genstimmen - so das Ergebnis. 

Ein Politiker an der Spitze der größ
ten deutschen und weltweit drittgröß
ten Hilfsorganisation ? Ein Lobbyist als 
Chef einer Hilfsorganisation, die zu
gleich Wohlfahrtsverband ist? Seiters 
hat mit diesem Doppelstatus eine 
Sonderfunktion mit großem Einfluss 
auf den Sozial- und Wohlfahrtsstaat 
Deutschland inne und symbolisiert 
die Verflechtung von Politik und DRK, 
die bis auf die Kreisverbandsebene 
reicht und sich in der Personalunion 
von Landrat und Kreisvorsitzendem 
des Roten Kreuzes widerspiegelt. 
Vielleicht liegt darin die Erklärung für 
die zwei Gegenstimmen. 

Man tut Rudolf Seiters jedoch Un
recht, wenn man ihn so betrachtet. 
Er ist ein Ehrenmann, dem Effektha
scherei fremd ist. Welcher andere 
Bundesminister hätte ohne jede Dis
kussion und ohne Rechtfertigung sei
nen Stuhl geräumt und die Verant
wortung übernommen, als der BGS
Kommissar Newrzella und der Ter
rorist Grams im Bahnhof von Bad 
Kleinen bei einem misslungenen Ein
satz im Juli 1993 ums Leben kamen? 

Aber diese Geradlinigkeit hat noch 
andere Gründe. Seiters ist überzeug
ter Christ, praktizierender Katholik. Im 
Oktober 1937 in Osnabrück geboren, 
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legte er das Abitur in seiner Heimat
stadt ab und studierte Rechts- und 
Staatswissenschaften im nahegelege
nen westfälischen Münster. Nach 
beiden juristischen Staatsexamen trat 
er 1968 in die Bezirksregierung von 
Osnabrück ein . Bereits ein Jahr spä
ter eroberte er das Direktmandat für 
die CDU. Insgesamt 33 Jahre war er 
im Deutschen Bundestag, wurde Par
lamentarischer Geschäftsführer, 
Kanzleramtsminister, Bundesinnen
minister und stellvertretender Vorsit
zender der CDU/CSU-Fraktion. Das 
Ende seiner Karriere erreichte er 1998 
mit der Berufung in das Amt des Par
lamentsvizepräsidenten . Mit 65 war 
Schluss mit der Politik, im Einklang 
mit seiner Familie. Ehefrau Brigitte 
heiratete er 1974, mit ihr hat er drei 
Töchter. 

Als Innenminister hatte er Kontakt 
mit und Verantwortung für den Be-

völkerungs- und Zivilschutz und so
mit für das Technische Hilfswerk. Ich 
erinnere mich noch an den ersten 
gesamtdeutschen Bundeswettkampf 
des THW im März 1993 in Hohen
schönhausen, im Ostteil Berlins ge
legen. 

Das war weniger ein Pflichtbesuch 
als vielmehr eine Hommage an Frei
willigkeit und Ehrenamt. Seiters, in 
Begleitung seiner Frau, sprach mit 
den Helfern und interessierte sich für 
Menschen und Ereignisse. Insofern 
ist sein Bekenntnis zum Ehrenamt 
nicht aufgesetzt, vielmehr ein Ja zum 
freizeitlichen Engagement. Das DRK 
mit über 4,6 Millionen Fördermitglie
dern und 330.000 ehrenamtlichen 
Helfern bedarf der Wahrnehmung 
von oben. 

Seiters wird den Gedanken des 
Ehrenamtes stärken. 

Dr. Horst Schöttler 

Ehrenpräsident des Deutschen 
Feuerwehrverbandes feiert 75. Geburtstag 

Er meisterte die Wiedervereini
gung bei den Feuerwehren, und er 
setzte mit dem Deutschen Feuer
wehr-Museum bundesweit Maßstä
be für lebendige Brandschutzge
schichte: Ehrenlandesbrandmeister 
Hinrich Struve aus Reußenköge 
(Nordfriesland/Schleswig-Holstein), 
langjähriger Präsident und Ehren
präsident des Deutschen Feuer
wehrverbandes, feierte am 27. Feb
ruar seinen 75. Geburtstag. 

"Wir gratulieren einem der gro
ßen Männer des deutschen Feuer
wehrwesens sehr herzlich zu seinem 
Ehrentag und hoffen, dass uns Hin
rich Struve noch viele Jahre seines 
Engagements schenkt", sagen DFV
Präsident Hans-Peter Kröger und 
Schleswig-Holsteins Landesbrand
meister Uwe Eisenschmidt. Struve 
war fast 13 Jahre lang Feuerwehr
präsident sowie sechs Jahre lang 
Landesbrandmeister und Vorsitzen
der des Landesfeuerwehrverbandes 
Schleswig-Holstein. 

Bis heute ist Struve Vorsitzender 
der Stiftung Deutsches Feuerwehr
Museum in Fulda. Nach seinem 
Amtsantritt als DFV-Präsident im 
Jahre 1981 hatte er das Museum mit 
Unterstützung von Industrie und 

Ländern ausgebaut, außerdem den 
Regelbetrieb durch Einstellung ei
nes Museumsleiters und weiteren 
Personals ermöglicht. 

Als zweites großes Verdienst von 
bundesweiter Bedeutung gilt Stru
ves Einsatz nach der deutschen Wie
dervereinigung: Er begleitete den 
Wiederaufbau des kommunalen 
Feuerwehrwesens und machte sich 
auch für die Wiedergründung der 
Landesfeuerwehrverbände als Fach
verbände und Interessenvertreter 
stark. (red) 
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